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KLAUS LARRES

Grof3britannien und der 17. Juni 1953.
Die deutsche Frage und das Scheitern von
Churchills Entspannungspolitik nach Stalins Tod

Die britische Reaktion auf den Aufstand vom 17. Juni in der DDR war nach Stalins Tod in
den ersten Mirztagen 1953 eng verbunden mit Churchills Entspannungspolitik. Churchill
hoffte mit einer Dreimédchtekonferenz nach dem Vorbild der Potsdamer Konferenz den
Kalten Krieg zu iiberwinden und die Teilung Deutschlands riickgingig zu machen. Letztlich
wollte er damit jedoch sicherstellen, daBl Grofibritanniens Rolle als Weltmacht aufrechter-
halten werden konnte. Es ging ihm keinesfalls um die nationale Selbstbestimmung der
Deutschen, sondern wie er es sah, um die Vermeidung eines erneuten, diesmal nuklearen
Weltkrieges. Churchills verzweifelte Versuche, den Tod Stalins und die sich anschliefende
Friedenskampagne der neuen sowjetischen Fiihrer (Malenkow, Berija und Molotow) auszu-
nutzen, um seine eigenen politischen Ziele gegen die starke Opposition der USA und Bun-
deskanzler Adenauers durchzusetzen, werden oft verwechselt mit der Politik Grof3britanni-
ens.' Doch tatsichlich war Churchills Gipfeldiplomatie innerhalb der britischen Regierung
und der auBlenpolitischen Elite des Landes sehr umstritten. Von einer mehr oder weniger
gemeinsamen britischen Politik konnte keine Rede sein. Die Reaktion Londons auf den
Aufstand in der DDR reflektierte daher den internen Machtkampf zwischen dem alternden
Premierminister und seinen auflenpolitischen Experten. Dem Aufstand vom 17. Juni kam
dabei entscheidende Bedeutung zu. Durch die vollig iiberraschenden Ereignisse in der DDR
wurden Churchills Versuche, eine Gipfelkonferenz mit der neuen kollektiven Fithrungs-
macht im Kreml zu organisieren, die Glaubwiirdigkeit entzogen.

Die auf den ersten Blick recht unerklirliche Reaktion britischer Regierungskreise auf den
Aufstand in der DDR kann nicht verstanden werden, ohne zuvor die divergierenden Inter-
pretationen Churchills und der anderen westlichen Regierungschefs auf Stalins Tod zu er-
ortern. Insbesondere die Beflirchtungen und Hoffnungen, die man mit der Politik der neuen
Fiihrung in Moskau in bezug auf die deutsche Wiedervereinigung verband, bediirfen der
Analyse. Der vorliegende Aufsatz teilt sich daher in zwei Absitze. Der erste beschiftigt sich
mit den Monaten von Stalins Tod bis zum Aufstand in der DDR. Hier werden die unter-
schiedlichen Auffassungen zwischen Grofbritannien und den anderen Westméchten darge-
legt, wie auf Stalins Tod zu reagieren sei. Der zweite Teil erortert die divergierenden Reak-
tionen auf den 17. Juni in den westlichen Hauptstiddten und analysiert die Griinde flir das

1 Vgl Brian White, Britain, Détente and Changing East-West Relations, London 1992, S. 50-54.
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Scheitern von Churchills Entspannungspolitik und fiir das recht erstaunliche Verhalten des
Premierministers wihrend des Aufstandes in der DDR.

1. Churchills Entspannungspolitik und die deutsche Frage vor
dem Aufstand in der DDR

In einem Grofiteil der historischen Literatur wird Churchills Politik nach dem Zweiten Welt-
krieg nur geringe Aufmerksamkeit geschenkt. In der Regel wird er lediglich als Kalter Krie-
ger par excellence betrachtet, dessen welthistorische Bedeutung nur noch recht gering war.
Tatsdachlich versuchte Churchill aber als Oppositionsfithrer der britischen Konservativen
Partei in den Jahren 1945-1951 eine Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion herbeizufiihren,
um aus der gefahrlichen Sackgasse herauszukommen, in die sich die GroBmichte im Zuge
des Kalten Krieges manévriert hatten.” Bereits unmittelbar nach 1945 war Churchill daran
gelegen, mit der Sowjetunion ein Ubereinkommen zur Uberwindung des Ost-West-Gegen-
satzes zu schlieflen. Seine Pline schlossen auch die schnelle Reintegration der Deutschen in
die internationale Gemeinschaft der Nationen ein.’ Selbst in seiner berithmten Rede in Ful-
ton im Mirz 1946 wies Churchill darauf hin, dafl der Kalte Krieg und die Teilung Europas
so schnell wie moglich zu beenden seien, sollte ein nuklearer Weltkrieg noch rechtzeitig
verhindert werden.® Mittels zahlreicher dhnlicher 6ffentlicher AuBerungen versuchte er,
seinen Ideen Aufmerksamkeit zu verschaffen. Churchills Begeisterung fiir Gipfelkonferen-
zen und personliche Diplomatie lassen sich aber nicht nur wahrend und nach dem Zweiten
Weltkrieg feststellen, sondern sind bis auf die Jahre unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg
zuriickzuverfolgen. Schon 1914, als der vierzigjahrige Churchill Chef des britischen Ma-
rineministeriums war, hatte er beispielsweise Admiral Tirpitz vorgeschlagen, das deutsch-
britische Marinewettrennen mittels eines ,,Vieraugengespriachs* aus der Welt zu schaffen.’
Churchill war 1914 wie wihrend und nach dem Zweiten Weltkrieg tief davon liberzeugt,
daf} er allein in der Lage sei, die vielen internationalen Probleme durch seine charismatische
Uberzeugungskraft zu 16sen. Entgegen den konventionellen Interpretationen der Forschung
stellte Churchills Gipfeldiplomatie nach dem Zweiten Weltkrieg also keinesfalls ein neues
Phidnomen dar, das sich auf sein Alter, seine allmahliche Senilitdt oder auf einen Mangel an
anderen groBen Themenbereichen zuriickfiihren 14Bt, wie manche Forscher glauben.® Tat-

2 Zu Churchills AuBlenpolitik zwischen 1951 und 1955 siehe auch meine folgenden Publikationen:
Politik der Illusionen. Churchill, Eisenhower und die deutsche Frage 1945-1955, Gottingen 1995 und
Integrating Europe or Ending the Cold War? Churchill‘s post-war foreign policy, in: Journal of Euro-
pean Integration History, Bd. 2, Nr. 1 (1996), S. 15-49.

3 Vgl. zum Beispiel Churchills ,,Foreign Affairs“-Rede, in: House of Commons Debates (kiinftig: H. C.
Deb.), 5th series, Bd. 446, 23.1.1948, S. 560f.

4  Churchills Rede, ,,The Sinews of Peace*, 5.3.1946, Westminster College, Fulton, Missouri, in: Robert
Rhodes James (Hg.), Winston S. Churchill. His Complete Speeches, 1897-1963, Bd. 7: 1940-49,
London 1974, S. 7292.

5 Vgl. Martin Gilbert, Winston S. Churchill, Bd. 3: 1914-16, London 1971, S. 1f.; A. J. P. Taylor, The
Statesman, in: Churchill. Four Faces and the Man, London 1969, S. 16-17.

6 Vgl Steven Fish, After Stalin's Death. The Anglo-American Debate over a New Cold War, in: Di-
plomatic History 10 (1986), S. 333-355; Josef Foschepoth, Churchill, Adenauer und die Neutralisie-
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sdchlich handelte es sich um die Fortsetzung einer schon lange von Churchill fiir richtig
gehaltenen politischen Strategie.

In den ersten Nachkriegsjahren und zu Lebzeiten Stalins konnte Churchill sich angesichts
der erschreckenden Realititen der sowjetischen Machtpolitik in Osteuropa nicht entschlie-
Ben, den Versuch einer Anndherung an Stalin zu wagen, um so nicht nur als erfolgreicher
Kriegspremier, sondern auch als Friedenspolitiker, der den Kalten Krieg beendet hatte, in
die Geschichte einzugehen.” Als Stalin in seiner bekannten Note vom 10. Mirz 1952 die
Wiedervereinigung Deutschlands auf neutraler Basis vorschlug, beteiligte sich Churchill -
trotz seiner bald darauf geduBlerten recht dhnlichen Plane — nicht an der hitzigen Debatte in
der westlichen Welt iiber die Frage, ob Stalins Offerte ernst gemeint sei oder lediglich ein
taktisches Manéver darstelle.® Nicht Churchill, der erneut im Oktober 1951 im Alter von 78
Jahren zum britischen Premierminister gewéhlt worden war, sondern sein Auflenminister
Anthony Eden versuchte geheime und sehr informelle Verhandlungen mit seinem sowjeti-
schen Kollegen einzuleiten. Zwar schlugen diese Bemiihungen fehl, doch verdeutlichen sie,
dal Eden anfanglich durchaus Churchills Pldne unterstiitzte, den Versuch zu wagen, eine
Beilegung der Streitigkeiten mit der UdSSR zu erreichen.’

Als der Kreml am 5. Miarz 1953 Stalins Tod verkiindete und die Nachfolger des Diktators
fast unmittelbar darauf damit begannen, eine Friedenskampagne zu initiieren'®, versuchte
Churchill, seine Entspannungspolitik zu verwirklichen. Er begann, sich verstiarkt fiir die
Einberufung einer Dreiméchtekonferenz der USA, der Sowjetunion und Grof3britanniens
einzusetzen.'' Doch der neue amerikanische Prisident Eisenhower war von den Vorschli-

rung Deutschlands, in: Deutschland Archiv 17 (1984), S. 1286-1301; Rolf Steininger, Ein vereintes,
unabhingiges Deutschland? Winston Churchill, der Kalte Krieg und die deutsche Frage im Jahre
1953, in: Militirgeschichtliche Mitteilungen 34 (1984), S. 105-144; Andreas Hillgruber, Allierte
Pliane fir eine ,,Neutrahisierung® Deutschlands 1945-55, Opladen 1987; David Carlton, Grof3britan-
nien und die Gipfeldiplomatie 1953-55, in: Bruno Thof¥/Hans-Erich Volkmann (Hg.), Zwischen Kal-
tem Krieg und Entspannung. Sicherheits- und Deutschlandpolitik der Bundesrepublik im Michtesy-
stem der Jahre 1953-1956, Boppard 1988, S. 51-69; Donald Cameron Watt, Churchill und der Kalte
Krieg, in: Schweizer Monatshefte 61, Sonderbeilage (1981), S. Iff.; Anthony Seldon, Churchill's In-
dian Summer. The Conservative Government, 1951-55, London 1981, S. 396-409; John W. Young,
Winston Churchills Last Campaign: Britain and the Cold War, 1951-1955, Oxford 1996.

7 Public Record Office, London (kiinftig: PRO): Foreign Office (kiinftig: FO) 371/106 537, 1044/2/53
G, 16.1.1953. Siehe auch John Colville, The Fringes of Power. 10 Downing Street Diaries, 1939
1955, London 1985, S. 660: Tagebucheintrag, 5.1.1953.

8 PRO: (Akten des Premierministers, kiinftig: PREM) 11/168, M.235/52, 13.4.1952. Zur Stalin-Note
siche nach wie vor Rolf Steininger, Eine Chance zur Wiedervereinigung? Die Stalin-Note vom 10.
Mirz 1952, Bonn 1985; auch Gerhard Wettig, Stalin and German Reunification: Archival Evidence on
Soviet Foreign Policy in Spring 1952, in: Historical Journal, Bd. 37, Nr. 2 (1994), S. 411-419. Zur
Haltung der britischen Regierung siche PRO: PREM 11/168; FO 800/793; FO 800/777.

9 Vgl Hillgruber, Allnerte Pldne, S. 21.

10 Vgl. Foreign Relations of the United States (kiinftig: FRUS), 1952-54, Bd. VIII, S. 1132, 18.3.1953.
Gute Uberblicke iiber die diversen innen- und auBlenpolitischen Aktivititen der Nachfolger Stalins
sind zu finden in: PRO: FO 371/106 510/NS 1015/39; CAB 129/61, C.(53)187; PREM 11/420, 425);
FO 371/125 037/ZP 9/18.

11 PRO: FO 371/106 S37/NS 1071/22, 12.3.1953. Vgl. auch Churchill, ,,Oral Answers, Three-Power
Talks“, in: H. C. Deb., 5th series, Bd. 512, 12.3.1953, 1502; Peter G. Boyle (Hg.), The Chur-
chill-Eisenhower Correspondence, 1953-55, Chapel Hill 1990, S. 31, 11.3.1953; FRUS, 1952-54, Bd.
VIIL S. 1115-1116.
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gen des Premierministers, die ihn im April und Mai 1953 erreichten, wenig begeistert.'
Wihrend Churchill die instabile Lage in der Sowjetunion nach dem Tode Stalins nutzen
wollte, Verhandlungen aufzunehmen, um die Teilung Europas einschlieBlich Deutschlands
zu iiberwinden," beabsichtige Eisenhower, den allen Anschein nach tobenden Machtkampf
im Kreml zu nutzen, um die UdSSR durch eine neue psychologische Kriegsfiihrungsinitia-
tive weiter zu destabilisieren. Teil dieser Strategie Eisenhowers war die ,,Chance for Peace*-
Rede vom April 1953, mit der Eisenhower und sein enger Berater C. D. Jackson beabsich-
tigten, die in der westlichen Welt auf immer gréf8ere Resonanz stolende sowjetische Frie-
denskampagne zu unterminieren." Doch selbst sein anti-kommunistischer Auflenminister
John Foster Dulles wies Eisenhower auf die moglicherweise fatalen Konsequenzen hin, die
eine Strategie zur Ausnutzung der instabilen Lage in Moskau haben konne. Es sei keines-
falls auszuschlieBen, dafl die neuen Fiihrer woméglich iiberreagieren und einen Krieg ent-
fesseln wiirden. '’

Die deutsche Frage im Anschluf3 an Stalins Tod

Nach dem Tod Stalins nahmen die meisten westlichen Politiker und Diplomaten, ein-
schliellich des westdeutschen Bundeskanzlers an, dafl der Kreml im Zuge seiner Friedens-
kampagne plane, eine neue Offensive in der deutschen Frage zu beginnen. Insgesamt hielt
man sie a priori aber fiir nicht sonderlich glaubwiirdig. Moskau werde lediglich Zugestind-
nisse machen (beispielsweise ein Ende des Koreakrieges, die Amnestie politischer Hiftlinge
in der UdSSR, ein freundlicheres Umgehen mit westlichen Diplomaten und Regierungen
etc.), die vorteilhaft fiir die Festigung der neuen kollektiven Fithrung seien und gleichzeitig
von Moskau keine groBen Opfer verlangten. Dennoch sorgte man sich in westlichen Regie-
rungskreisen, daf} der Kreml die Wiedervereinigungsofferte Stalins vom Mirz 1952 wieder-
holen, vielleicht nachbessern und damit fiir die westdeutsche Offentlichkeit noch attraktiver
gestalten kénne.'® Nur sechs Monate vor den auf September 1953 angesetzten nichsten
Bundestagswahlen wiirden die Westmichte kaum in der Lage sein, ein neues sowjetisches
Angebot zur Wiedervereinigung rundweg abzulehnen. In einem solchen Fall wiirde es sehr
schwer sein, sich dem Druck der Offentlichkeit zu widersetzen, eine internationale Konfe-

12 Vgl. Boyle, ebd., S. 31ff.

13 Vgl. Churchills Parlamentsrede vom 11.5.1953, in: H. C. Deb., 5th series, Bd. 515, S. 883-898.

14 Vgl. Klaus Larres, Eisenhower and the First Forty Days after Stalin‘s Death: The Incompatibility of
Détente and Political Warfare, in: Diplomacy & Statecraft, Bd. 6, Nr. 2 (1995), S. 431-469; auch Walt
W. Rostow, Europe after Stalin. Eisenhower‘s Three Decisions of March 11, 1953, Austin, Tx., 1982,
S. 3ff.

15 Vgl z. B. FRUS, 1952-54, Bd. VIII, S. 1120; auch Henry W. Brands Jr., Cold Warriors. Eisenhower's
Generation and American Foreign Policy, New York 1988, S. 19, 123.

16 Vgl. Eisenhower Presidential Library, Abilene, Ks. (kiinftig: EPL): John Foster Dulles Papers, Drafts
of Presidential Correspondence, Box 1, ,,Peace Plan Speech®, 20.3.1953; National Archives, Wa-
shington, D.C. (kiinftig: NARA): Lot 64D563, Policy Planning Staff (kiinftig: PPS) Records, 1947-53,
Box 16, Folder Germany 1950-53, memorandum Fuller, 17.4.1953; PRO: FO 371/106 532/NS
10345/9, 9.4.1953; FO 371/103 660/C 1016/23, 28.3.1953; FO 371/106 510/NS 1015/39; FO 371/103
659/C 1916/16, 13.4.1953; FO 371/106 532/NS 10345/9, 9.4.1953; FRUS, 1952-54, Bd. VIII, S.
1138. Siehe auch Herbert Blankenhorn, Verstindnis und Verstindigung. Blitter eines politischen Ta-
gebuchs 1949 bis 1979, Frankfurt/M. 1980, S. 144-145.
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renz einzuberufen, um das Angebot zu iiberpriifen. Westliche Politiker fiirchteten, daf} eine
ermeute Offerte aus Moskau die unmittelbar bevorstehende Westintegration der Bundesre-
publik zunichte machen wiirde. Immerhin stand die im Mai 1952 durch Frankreich, die
Beneluxstaaten und die Bundesrepublik unterzeichnete Europiische Verteidigungsgemein-
schaft (EVG) in den Parlamenten der meisten Mitgliedslander zur Ratiftkation an. Mittels
der EVG sollte die deutsche Wiederbewaffnung im Rahmen einer europdischen Armee und
damit die gleichzeitige Westintegration der Bundesrepublik verwirklicht werden. Es konnte
erwartet werden, daf} insbesondere die Parlamentarier in Paris das Ergebnis einer sich unter
Umstidnden lange hinziehenden Gipfelkonferenz abwarten wiirden, bevor sie griines Licht
fiir die gerade in Frankreich duflerst umstrittene Wiederbewaffnung der Westdeutschen
gaben. Moglicherweise wiirden die auch noch so vagen Ergebnisse einer Gipfelkonferenz
sie gar dazu bewegen, die EVG ganz abzulehnen und damit auch die Westintegration der
Bundesrepublik wieder zur Disposition zu stellen."”

Ungeachtet vieler Geriichte und vereinzelter zuverlassigerer Informationen glaubte — mit
Ausnahme Churchills — keiner der fithrenden westlichen Staatsménner, dafl die Sowjetunion
beabsichtigte, die DDR aufzugeben, um die deutsche Wiedervereinigung auf neutraler Bastis
zu erreichen.'® Bis zum heutigen Tag wird in der Forschungsliteratur eine oftmals hitzige
Debatte gefiihrt, ob Moskau in der Zeit zwischen Stalins Tod und dem Aufstand in der DDR
bereit gewesen ware, ernsthaft die deutsche Wiedervereinigung in Betracht zu ziehen, wenn
der Westen angedeutet hitte, daB Voraussetzungen zu einer Ubereinkunft existierten.'® Die
nach Offnung der DDR-Archive und mancher sowjetischer Archive gefundenen Dokumente
weisen darauf hin, daB solche Uberlegungen im Prisidium (wie das Politbiiro zu der Zeit
hief3) der KPdSU angestellt wurden. Insbesondere der ideologisch recht unbelastete Berija
und primus inter pares Malenkow scheinen gegen den erbitterten Widerstand Auflenmini-
ster Molotows durchaus bereit gewesen zu sein, das Ulbricht-Regime in der DDR preiszu-
geben.”® Auch Interviews und Gespriche mit ehemaligen Mitarbeitern und Beratern der

17 PRO: FO 371/103 659/C 1016/16, 21.4.1953; FO 371/103 659/C 1016/9, Artikel Walter Lippman,
7.4.1953.

18 CIA-Chef Bedell Smith fuhrte beispiclsweise aus, ,,[that] ... he did not believe that the Soviets were
ready to give up their zone at this time. Although it was entirely possible and even likely that the Rus-
sians would make another offer to reunite Germany before the EDC enters into force, such a bid
would not be sincere and would be nothing but an attempt to prevent or delay the establishment of a
European Army*. FRUS, 1952-54, Bd. VII, 30.3.1953, S. 410-411.

19 Vgl. Anm. 21. Der amerikanische Policy Planning Staff (PPS) nahm jedoch an, dal Moskau selbst
nach dem Aufstand noch Interesse daran habe, dem Westen die deutsche Wiedervereinigung anzu-
bieten: ,, Their [the Soviet leaders] local position may have deteriorated in Eastern Germany to such an
extent that they may wish to reduce their commitment; they may be willing to make substantial con-
cessions to unite Germany on fairly liberal terms [...] finally, they may desire to eliminate the danger
point of Berlin as a possible cause of war jeopardizing the new Soviet Regime.“ NARA: RG 59, PPS
Lot 64D563, Folder: Germany, 1953, Box 16, Memorandum Beam to Bowie, 30.6.1953. Siehe auch
NARA: RG 59, 762B.00/7-2853, Memorandum F. Howe, ,SE-47*, 28.7.1953.

20 Vgl zu einer guten neueren Einfuhrung in die Problematik: Christian F. Ostermann, .This 1s Not a
Politburo but a Madhouse*: The Post-Stalin Succession Struggle [...], in: Cold War International Hi-
story Project, Bd. 10 (Mirz 1998), S. 61ff. Die Unterlagen tiber die Plane Berijas sind allem Anschein
nach vernichtet worden. Kurz vor dem Zusammenbruch der Sowjetunion im Dezember 1991 hatte das
Zentralkomitee der KPdSU um Berijas Dokumente gebeten, um sie in den Archiven des KGB zu la-
gern, doch sind sie seitdem nicht mehr aufzufinden. Vgl. Lew Besymenski, ,,1953 — Berija will die
DDR beseitigen®, in: Die Zeit, Nr. 42 (15.10.1993), S. 81.
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Malenkow-Regierung weisen auf die Richtigkeit der Annahme hin, dafl eine solche Politik
von einigen Mitgliedern des innersten Fithrungszirkels im Kreml ernsthaft erértert wurde.?'
Es 148t sich folgern, dafBl in den gut drei Monaten zwischen Stalins Tod und dem Aufstand in
der DDR Berijja und Malenkow ernsthaft bereit gewesen wiren, die Existenz der DDR zur
Disposition zu stellen, wenn im Westen ebenfalls Anzeichen der KompromifBlbereitschaft in
der deutschen Frage und bei der Uberwindung des Kalten Krieges zu bemerken gewesen
wdren.

Doch zu dem Zeitpunkt war Churchill der einzige einflureiche westliche Staatsmann,
der auf etne solche Entwicklung hinarbeitete und sie ausdricklich begriifite. Nicht nur die
Politiker in Washington und Bonn, sondern auch sein eigener Auflenminister, die Mitarbei-
ter im Foreign Office und die meisten Mitglieder seines Kabinetts hielten Churchills Politik
fiir abwegig. Innerhalb der britischen Regierung und im Aufenministerium bildete sich im
Mai und Juni 1953 eine immer deutlichere Front gegen die Politik des eigenen Premiermini-
sters. Vor allem wcllten die britischen AuBlenpolitiker verhindern, daf3 der alternde Chur-
chill die Gelegenheit erhielt, im Zuge einer Gipfelkonferenz vertrauliche Gespriche mit den
neuen Fithren im Kreml! zu fiihren. Churchills Pline wurden als reines Wunschdenken
eines sich nicht mehr auf der Hohe der Zeit befindenden Politikers abqualifiziert. Daneben
war Auflenminister Eden als designiertem Nachfolger des Regierungschefs nicht daran gele-
gen, daBl Churchill durch seine Konferenzdiplomatie in die Lage versetzt wiirde, seinen
Riicktritt als Premierminister immer weiter hinausschieben zu kénnen.”* Auch hatten auBer
Churchill die meisten westlichen Politiker gar kein Interesse daran, ein vereinigtes und neu-
trales Deutschland anzustreben. Es wurde weithin angenommen, da3 ein solches Deutsch-
land auf lange Sicht gesehen von der Sowjetunion dominiert werden wiirde. Westliche
Staatsménner, einschlieBlich Bundeskanzler Adenauer, waren iiberzeugt, dafl die Wieder-
vereinigung nur dann in Frage kdme, wenn diese zu den Bedingungen des Westens erfolgen
wiirde. So lange das nicht méglich war, mufite zumindest der westliche Teil Deutschlands,
immerhin der gréfere, wohlhabendere und bevélkerungsreichere Teil, unwiderruflich in die

21 Vgl. Besymenski, 1953 — Berija, S. 81-83; Albert Resis (Hg.), Molotov Remembers: Inside Kremlin
Politics. Conversations with Felix Chuev, Chicago 1993, S. 333ff. Siehe auch die Transkripte der Sit-
zungen des Zentralkomitees der KPdSU in: D. M. Stickle (Hg.), The Beria Affair: The Secret Tran-
scripts of the Meetings Signalling the End of Stalinism, New York 1992; auch James Richter, Re-ex-
amining Soviet Policy Towards Germany in 1953, in: Europe-Asia Studies 45 (1993), S. 671-691;
Amy Knight, Beria: Stalin‘s First Lieutenant, Princeton 1993, S. 190ff.; Vladislav Zubok/Constantine
Pleshakov, Inside the Kremlin‘s Cold War: From Stalin to Khrushchev, Cambridge, MA, 1996,
S. 138-63; James Richter, Khrushchev's Double Bind: International Pressures and Domestic Coalition
Politics, Baltimore 1994, S. 35ff. Vgl. auch Rudolf Herrnstadt, Das Hermstadt-Dokument. Das Polit-
biiro der SED und die Geschichte des 17. Juni 1953, hg. und eingel. von Nadja Stulz-Hermstadt,
Reinbek 1990, S. 14-23, 64ff., 162 ff., 207, 222-224; Wilfriede Otto, Sowjetische Deutschlandpolitik
1952/53: Forschungs- und Wahrheitsprobleme, in: Deutschland Archiv 26 (1993), S. 948-954. Vgl.
auch die Aufsitze Gerhard Wettigs, Benijas Deutschlandpolitik im Frithjahr 1953, in: Deutschland Ar-
chiv 26 (1993), S. 674-682; Die sowjetische Deutschland-Politik am Vorabend des 17. Juni, S. 56-69;
und ders., Neue Erkenntnisse iiber Berijas Deutschland-Politik, in: ebd. 12 (1993), S. 1412f.; auch:
Die sowjetische Deutschlandpolitik in der Ara Adenauer, Bonn 1997.

22 Vgl. zum Beispiel die diversen Tagebucheintrage zwischen 1953 und 1955 in: John Colwville, Fringes
of Power; Evelyn Shuckburgh, Descent to Suez, Diaries, 1951-1956, London 1986, S. 80ff.; Lord
Moran, Churchill. The Struggle for Survival, 1940-1965, London 1966.
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westliche Welt integriert werden.® Vor der Ratifizierung der EVG und der Westintegration
der Bonner Republik war kaum ein westlicher Politiker bereit, in Verhandlungen mit der
Sowjetunion zu treten, wodurch die Erreichung dieses Zieles gefihrdet werden kénnte.™
Eisenhower beantwortete daher Churchills Briefe, mit denen dieser fiir eine internationale
Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion warb, um iiber die deutsche Frage und andere Pro-
bleme zu verhandeln, nur zogerlich und recht vage. Gerade diese Ambiguitit {iberzeugte
jedoch den Premierminister, dal er womdéglich in der Lage sein wiirde, den Prisidenten zu
iiberzeugen, seine Meinung noch zu dndern.”

Britisches Mifitrauen gegeniiber den Plinen der USA

Insbesondere machte sich die britische Regierung einschlieBlich Churchills in der unmittel-
baren Zeit nach Stalins Tod groBe Sorgen, dal Washington womdoglich die instabile Lage
und den allem Anschein nach tobenden Machtkampf im Kreml ausnutzen kénnte, um eine
entscheidende Schlacht im Kalten Krieg zu gewinnen. Zwar wufite man in London wenig
iber die Erorterung psychologischer Kriegsfithrungsstrategien in Washington, doch erinner-
te man sich noch recht gut an die diversen ,,Rollback“-Verkiindungen des designierten
Secretary of State, John Foster Dulles, wahrend des Prasidentschaftswahlkampfes 1952. Das
Republikanische Wahlkampfprogramm betonte die Notwendigkeit der Befreiung der ,,cap-
tive people* in Osteuropa und die Dringlichkeit, die als zu lasch empfundene Contain-
ment-Politik der Regierung Truman durch eine aktivere antikommunistische Politik der
USA abzul6sen. Auf diese Weise konnte an den durch McCarthy aufgewtihlten tiefen ame-
rikanischen Antikommunismus appelliert werden und gleichzeitig die vielen aus Osteuropa
stammenden amerikanischen Wihler angesprochen werden.*® In seinen Wahlkampfauftrit-
ten vertrat Dulles aggressive Auffassungen iiber die Gestaltung der amerikanischen Aufien-
politik unter republikanischer Fiihrung. Zugleich war eine gewisse Ambiguitdt bei seinen
Aussagen durchaus gewollt. So ,,vergall* Dulles in seinen Reden gelegentlich das Wort
Hfriedlich® hinzuzufiigen, wenn er von der ,,Befreiung Osteuropas sprach.”’ Auch wurde
nicht deutlich, ob die USA eine Befreiung Osteuropas durch die Schaffung freiheitlicher
Demokratien nach westlichem Vorbild anstrebten oder lediglich eine Lockerung der sowje-
tischen Kontrolle herbeifiihren wollten, wie etwa Titos Jugoslawien sie erreicht hatte

23 Vgl beispielsweise PRO: FO 371/103 660/C 1016/32, 19.5.1953. Zu einem knappen Uberblick iiber
die Grundsitze der Politik Adenauers siehe: Klaus Larres, Konrad Adenauer (1876-1967), in Torsten
Oppelland (Hg.), Portraits der deutschen Politik 1949-1969, Darmstadt 1999.

24 PRO: FO 800/778, 6.4.1953.

25 Siehe zum Beispiel Eisenhowers Brief an Churchill vom 25. April und 5. Mai 1953 in: Boyle (Hg.).
Correspondence, S. 47, 49-50.

26 Vgl. Klaus Larres, Die Welt des John Foster Dulles (1939-1953), in: Historische Mitteilungen Bd. 9,
Nr. 2 (1996), S. 275-277, allgemein zu den auBenpolitischen Vorstellungen Eisenhowers und Dulles
vor 1953, vgl. Robert R. Bowie/Richard H. Immerman, Waging Peace: How Eisenhower Shaped an
Enduring Cold War Strategy, New York 1998, S. 41ff. und bes. S. 70ff.

27 Ebd. siche auch Roscoe Drummond/Gaston Coblentz, Duel at the Brink. John Foster Dulles* Com-
mand of American Power, London 1960, S. 24; Stephen E. Ambrose, Eisenhower, Bd |: Soldier, Ge-
neral of the Army, President-Elect, 1890-1952 (London 1984), S. 548; und vor allem Detlef Felken,
Dulles und Deutschland. Die amerikanische Deutschlandpolitik 1953-1959, Bonn 1993, S. 97-99.

28 Vgl. Michael Guhin, John Foster Dulles. A Statesman and his Times, New York 1972, S. 176-177.



162 Klaus Larres

Der britische Aulenminister Eden versuchte im AnschluB an den Wahlkampf daher so-
gar, den gewihlten aber noch nicht inaugurierten neuen Prasidenten Eisenhower zu iiber-
zeugen, Dulles nicht zum AuBenminister zu ernennen.” Als dies miBlang, tréstete Churchill
sich mit der Hoffnung, daf} er schon in der Lage sein wiirde, den auBlenpolitisch recht uner-
fahrenen neuen Prisidenten entsprechend beeinflussen zu kénnen. Immerhin kannte er ihn
gut aus den Tagen des Zweiten Weltkrieges, als Eisenhower amerikanischer Oberkomman-
dierender in Europa war. Wihrend des Jahres 1952 hatte Churchill zudem mehrmals der
Hoffnung Ausdruck gegeben, dal ein Wahlerfolg Eisenhowers zu einer emeuten Drei-
michtekonferenz mit der Sowjetunion flihren wiirde.’® Im August 1952 wies Churchill bei-
spielsweise daraufhin, dafl - falls Eisenhower zum Préasidenten gewéhlt werden wiirde — er
ihn wohl davon iiberzeugen konnte, einen gemeinsamen anglo-amerikanischen Versuch zu
wagen, Moskau zu einer Konferenz in Wien einzuladen, ,,wo die Potsdamer Konferenz
wiedererdffnet und abgeschlossen werde*.’’ Aber auch der Premierminister machte sich
grofle Sorgen iiber die starke antisowjetische Rhetorik des amerikanischen Wahlkampfes. Er
war iiberzeugt, dafl GroBbritanniens Einflu8 und die Einberufung einer internationalen Gip-
felkonferenz von entscheidender Bedeutung sein wiirden, um den Weltfrieden zu erhalten.
Nachdem Eisenhower die Prédsidentschaft gewonnen hatte und mit der Emennung Dulles
zum Auflenminister gerechnet wurde, teilte Churchill seinem Privatsekretir John Colville
mit: ,,Ganz im Vertrauen, ich bin sehr besorgt. Ich denke, daf dies einen Krieg viel wahr-
scheinlicher macht.**

Die Rede Churchills vom 11. Mai 1953

Anfang Mai 1953 entschlof8 sich Churchill, die Initiative zu libernehmen. Wiahrend einer
Rede im britischen Unterhaus am 11. Mai erinnerte er an seinen Plan, eine internationale
Konferenz mit der Sowjetunion, den USA und GroBbritannien zu organisieren.”® Churchill
beabsichtigte auf der informellen Konferenz die vielen ungelésten Ost-West-Probleme zu
behandeln und dadurch ein schnelles Ende des Kalten Krieges herbeizufiihren. Mit Blick
auf Deutschland deutete der Premierminister an, daBl ein wiedervereinigtes und neutrales
Deutschland und die Opferung der Wiederbewaffnung und Westintegration der Bundesre-
publik ein angemessener Preis dafiir seien, um eine internationale Détente zu erreichen.
Zwar wies er darauf in seiner Unterhausrede nur vorsichtig hin, doch in diversen hochge-
heimen Notizen und Entwiirfen machte er in den niachsten Wochen deutlich, dafl dies seine
Absicht war.** Im Laufe seiner Parlamentsrede vom 11. Mai 1953 hatte Churchill auch er-
klart, dal der Westen die Sicherheitsinteressen der Sowjetunion ernst nehmen miisse. ,,RuB-
land hat ein Recht darauf sich sicher zu fiihlen [...], daB die schrecklichen Ereignisse der

29 PRO: PREM 11/323, T. 212/52, 12.11.52; auch Boyle (Hg.), Correspondence, S. 11; Colville, Fringes
of Power, S. 661f.: Tagebucheintrag, 6.1.1953; auch David Dutton, Anthony Eden: A Life and Repu-
tation, London 1997, S. 333f.

30 Vgl Colville, Fringes of Power, S. 650: Tagebucheintrag, 13.-15.6.1952.

31 Ebd, S. 653f.: Tagebucheintrag, 22.-25.8.1952. Siehe auch Colvilles Beitrag zu Churchill, in: John
Wheeler-Bennett (Hg.), Action this Day: Working with Churchill, London 1984, S. 129.

32 Colville, Fringes of Power, S. 654: Tagebucheintrag, 6.11.1952; siche auch die ,,Introduction®, in:
Boyle (Hg.), Correspondence, S. 3.

33  Churchill, ,,Foreign Affairs“-Rede, in: H. C. Deb., 5th series, Bd. 515, 11.5.1953, S. 883-898.

34 PRO: FO371/103 660/C 1016/32, 19.5.1953.
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Grof3britannien und der 17. Juni 1953.
Die deutsche Frage und das Scheitern von
Churchills Entspannungspolitik nach Stalins Tod

Die britische Reaktion auf den Aufstand vom 17. Juni in der DDR war nach Stalins Tod in
den ersten Mirztagen 1953 eng verbunden mit Churchills Entspannungspolitik. Churchill
hoffte mit einer Dreimédchtekonferenz nach dem Vorbild der Potsdamer Konferenz den
Kalten Krieg zu iiberwinden und die Teilung Deutschlands riickgingig zu machen. Letztlich
wollte er damit jedoch sicherstellen, daBl Grofibritanniens Rolle als Weltmacht aufrechter-
halten werden konnte. Es ging ihm keinesfalls um die nationale Selbstbestimmung der
Deutschen, sondern wie er es sah, um die Vermeidung eines erneuten, diesmal nuklearen
Weltkrieges. Churchills verzweifelte Versuche, den Tod Stalins und die sich anschliefende
Friedenskampagne der neuen sowjetischen Fiihrer (Malenkow, Berija und Molotow) auszu-
nutzen, um seine eigenen politischen Ziele gegen die starke Opposition der USA und Bun-
deskanzler Adenauers durchzusetzen, werden oft verwechselt mit der Politik Grof3britanni-
ens.' Doch tatsichlich war Churchills Gipfeldiplomatie innerhalb der britischen Regierung
und der auBlenpolitischen Elite des Landes sehr umstritten. Von einer mehr oder weniger
gemeinsamen britischen Politik konnte keine Rede sein. Die Reaktion Londons auf den
Aufstand in der DDR reflektierte daher den internen Machtkampf zwischen dem alternden
Premierminister und seinen auflenpolitischen Experten. Dem Aufstand vom 17. Juni kam
dabei entscheidende Bedeutung zu. Durch die vollig iiberraschenden Ereignisse in der DDR
wurden Churchills Versuche, eine Gipfelkonferenz mit der neuen kollektiven Fithrungs-
macht im Kreml zu organisieren, die Glaubwiirdigkeit entzogen.

Die auf den ersten Blick recht unerklirliche Reaktion britischer Regierungskreise auf den
Aufstand in der DDR kann nicht verstanden werden, ohne zuvor die divergierenden Inter-
pretationen Churchills und der anderen westlichen Regierungschefs auf Stalins Tod zu er-
ortern. Insbesondere die Beflirchtungen und Hoffnungen, die man mit der Politik der neuen
Fiihrung in Moskau in bezug auf die deutsche Wiedervereinigung verband, bediirfen der
Analyse. Der vorliegende Aufsatz teilt sich daher in zwei Absitze. Der erste beschiftigt sich
mit den Monaten von Stalins Tod bis zum Aufstand in der DDR. Hier werden die unter-
schiedlichen Auffassungen zwischen Grofbritannien und den anderen Westméchten darge-
legt, wie auf Stalins Tod zu reagieren sei. Der zweite Teil erortert die divergierenden Reak-
tionen auf den 17. Juni in den westlichen Hauptstiddten und analysiert die Griinde flir das

1 Vgl Brian White, Britain, Détente and Changing East-West Relations, London 1992, S. 50-54.
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Scheitern von Churchills Entspannungspolitik und fiir das recht erstaunliche Verhalten des
Premierministers wihrend des Aufstandes in der DDR.

1. Churchills Entspannungspolitik und die deutsche Frage vor
dem Aufstand in der DDR

In einem Grofiteil der historischen Literatur wird Churchills Politik nach dem Zweiten Welt-
krieg nur geringe Aufmerksamkeit geschenkt. In der Regel wird er lediglich als Kalter Krie-
ger par excellence betrachtet, dessen welthistorische Bedeutung nur noch recht gering war.
Tatsdachlich versuchte Churchill aber als Oppositionsfithrer der britischen Konservativen
Partei in den Jahren 1945-1951 eine Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion herbeizufiihren,
um aus der gefahrlichen Sackgasse herauszukommen, in die sich die GroBmichte im Zuge
des Kalten Krieges manévriert hatten.” Bereits unmittelbar nach 1945 war Churchill daran
gelegen, mit der Sowjetunion ein Ubereinkommen zur Uberwindung des Ost-West-Gegen-
satzes zu schlieflen. Seine Pline schlossen auch die schnelle Reintegration der Deutschen in
die internationale Gemeinschaft der Nationen ein.’ Selbst in seiner berithmten Rede in Ful-
ton im Mirz 1946 wies Churchill darauf hin, dafl der Kalte Krieg und die Teilung Europas
so schnell wie moglich zu beenden seien, sollte ein nuklearer Weltkrieg noch rechtzeitig
verhindert werden.® Mittels zahlreicher dhnlicher 6ffentlicher AuBerungen versuchte er,
seinen Ideen Aufmerksamkeit zu verschaffen. Churchills Begeisterung fiir Gipfelkonferen-
zen und personliche Diplomatie lassen sich aber nicht nur wahrend und nach dem Zweiten
Weltkrieg feststellen, sondern sind bis auf die Jahre unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg
zuriickzuverfolgen. Schon 1914, als der vierzigjahrige Churchill Chef des britischen Ma-
rineministeriums war, hatte er beispielsweise Admiral Tirpitz vorgeschlagen, das deutsch-
britische Marinewettrennen mittels eines ,,Vieraugengespriachs* aus der Welt zu schaffen.’
Churchill war 1914 wie wihrend und nach dem Zweiten Weltkrieg tief davon liberzeugt,
daf} er allein in der Lage sei, die vielen internationalen Probleme durch seine charismatische
Uberzeugungskraft zu 16sen. Entgegen den konventionellen Interpretationen der Forschung
stellte Churchills Gipfeldiplomatie nach dem Zweiten Weltkrieg also keinesfalls ein neues
Phidnomen dar, das sich auf sein Alter, seine allmahliche Senilitdt oder auf einen Mangel an
anderen groBen Themenbereichen zuriickfiihren 14Bt, wie manche Forscher glauben.® Tat-

2 Zu Churchills AuBlenpolitik zwischen 1951 und 1955 siehe auch meine folgenden Publikationen:
Politik der Illusionen. Churchill, Eisenhower und die deutsche Frage 1945-1955, Gottingen 1995 und
Integrating Europe or Ending the Cold War? Churchill‘s post-war foreign policy, in: Journal of Euro-
pean Integration History, Bd. 2, Nr. 1 (1996), S. 15-49.

3 Vgl. zum Beispiel Churchills ,,Foreign Affairs“-Rede, in: House of Commons Debates (kiinftig: H. C.
Deb.), 5th series, Bd. 446, 23.1.1948, S. 560f.

4  Churchills Rede, ,,The Sinews of Peace*, 5.3.1946, Westminster College, Fulton, Missouri, in: Robert
Rhodes James (Hg.), Winston S. Churchill. His Complete Speeches, 1897-1963, Bd. 7: 1940-49,
London 1974, S. 7292.

5 Vgl. Martin Gilbert, Winston S. Churchill, Bd. 3: 1914-16, London 1971, S. 1f.; A. J. P. Taylor, The
Statesman, in: Churchill. Four Faces and the Man, London 1969, S. 16-17.

6 Vgl Steven Fish, After Stalin's Death. The Anglo-American Debate over a New Cold War, in: Di-
plomatic History 10 (1986), S. 333-355; Josef Foschepoth, Churchill, Adenauer und die Neutralisie-
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sdchlich handelte es sich um die Fortsetzung einer schon lange von Churchill fiir richtig
gehaltenen politischen Strategie.

In den ersten Nachkriegsjahren und zu Lebzeiten Stalins konnte Churchill sich angesichts
der erschreckenden Realititen der sowjetischen Machtpolitik in Osteuropa nicht entschlie-
Ben, den Versuch einer Anndherung an Stalin zu wagen, um so nicht nur als erfolgreicher
Kriegspremier, sondern auch als Friedenspolitiker, der den Kalten Krieg beendet hatte, in
die Geschichte einzugehen.” Als Stalin in seiner bekannten Note vom 10. Mirz 1952 die
Wiedervereinigung Deutschlands auf neutraler Basis vorschlug, beteiligte sich Churchill -
trotz seiner bald darauf geduBlerten recht dhnlichen Plane — nicht an der hitzigen Debatte in
der westlichen Welt iiber die Frage, ob Stalins Offerte ernst gemeint sei oder lediglich ein
taktisches Manéver darstelle.® Nicht Churchill, der erneut im Oktober 1951 im Alter von 78
Jahren zum britischen Premierminister gewéhlt worden war, sondern sein Auflenminister
Anthony Eden versuchte geheime und sehr informelle Verhandlungen mit seinem sowjeti-
schen Kollegen einzuleiten. Zwar schlugen diese Bemiihungen fehl, doch verdeutlichen sie,
dal Eden anfanglich durchaus Churchills Pldne unterstiitzte, den Versuch zu wagen, eine
Beilegung der Streitigkeiten mit der UdSSR zu erreichen.’

Als der Kreml am 5. Miarz 1953 Stalins Tod verkiindete und die Nachfolger des Diktators
fast unmittelbar darauf damit begannen, eine Friedenskampagne zu initiieren'®, versuchte
Churchill, seine Entspannungspolitik zu verwirklichen. Er begann, sich verstiarkt fiir die
Einberufung einer Dreiméchtekonferenz der USA, der Sowjetunion und Grof3britanniens
einzusetzen.'' Doch der neue amerikanische Prisident Eisenhower war von den Vorschli-

rung Deutschlands, in: Deutschland Archiv 17 (1984), S. 1286-1301; Rolf Steininger, Ein vereintes,
unabhingiges Deutschland? Winston Churchill, der Kalte Krieg und die deutsche Frage im Jahre
1953, in: Militirgeschichtliche Mitteilungen 34 (1984), S. 105-144; Andreas Hillgruber, Allierte
Pliane fir eine ,,Neutrahisierung® Deutschlands 1945-55, Opladen 1987; David Carlton, Grof3britan-
nien und die Gipfeldiplomatie 1953-55, in: Bruno Thof¥/Hans-Erich Volkmann (Hg.), Zwischen Kal-
tem Krieg und Entspannung. Sicherheits- und Deutschlandpolitik der Bundesrepublik im Michtesy-
stem der Jahre 1953-1956, Boppard 1988, S. 51-69; Donald Cameron Watt, Churchill und der Kalte
Krieg, in: Schweizer Monatshefte 61, Sonderbeilage (1981), S. Iff.; Anthony Seldon, Churchill's In-
dian Summer. The Conservative Government, 1951-55, London 1981, S. 396-409; John W. Young,
Winston Churchills Last Campaign: Britain and the Cold War, 1951-1955, Oxford 1996.

7 Public Record Office, London (kiinftig: PRO): Foreign Office (kiinftig: FO) 371/106 537, 1044/2/53
G, 16.1.1953. Siehe auch John Colville, The Fringes of Power. 10 Downing Street Diaries, 1939
1955, London 1985, S. 660: Tagebucheintrag, 5.1.1953.

8 PRO: (Akten des Premierministers, kiinftig: PREM) 11/168, M.235/52, 13.4.1952. Zur Stalin-Note
siche nach wie vor Rolf Steininger, Eine Chance zur Wiedervereinigung? Die Stalin-Note vom 10.
Mirz 1952, Bonn 1985; auch Gerhard Wettig, Stalin and German Reunification: Archival Evidence on
Soviet Foreign Policy in Spring 1952, in: Historical Journal, Bd. 37, Nr. 2 (1994), S. 411-419. Zur
Haltung der britischen Regierung siche PRO: PREM 11/168; FO 800/793; FO 800/777.

9 Vgl Hillgruber, Allnerte Pldne, S. 21.

10 Vgl. Foreign Relations of the United States (kiinftig: FRUS), 1952-54, Bd. VIII, S. 1132, 18.3.1953.
Gute Uberblicke iiber die diversen innen- und auBlenpolitischen Aktivititen der Nachfolger Stalins
sind zu finden in: PRO: FO 371/106 510/NS 1015/39; CAB 129/61, C.(53)187; PREM 11/420, 425);
FO 371/125 037/ZP 9/18.

11 PRO: FO 371/106 S37/NS 1071/22, 12.3.1953. Vgl. auch Churchill, ,,Oral Answers, Three-Power
Talks“, in: H. C. Deb., 5th series, Bd. 512, 12.3.1953, 1502; Peter G. Boyle (Hg.), The Chur-
chill-Eisenhower Correspondence, 1953-55, Chapel Hill 1990, S. 31, 11.3.1953; FRUS, 1952-54, Bd.
VIIL S. 1115-1116.
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gen des Premierministers, die ihn im April und Mai 1953 erreichten, wenig begeistert.'
Wihrend Churchill die instabile Lage in der Sowjetunion nach dem Tode Stalins nutzen
wollte, Verhandlungen aufzunehmen, um die Teilung Europas einschlieBlich Deutschlands
zu iiberwinden," beabsichtige Eisenhower, den allen Anschein nach tobenden Machtkampf
im Kreml zu nutzen, um die UdSSR durch eine neue psychologische Kriegsfiihrungsinitia-
tive weiter zu destabilisieren. Teil dieser Strategie Eisenhowers war die ,,Chance for Peace*-
Rede vom April 1953, mit der Eisenhower und sein enger Berater C. D. Jackson beabsich-
tigten, die in der westlichen Welt auf immer gréf8ere Resonanz stolende sowjetische Frie-
denskampagne zu unterminieren." Doch selbst sein anti-kommunistischer Auflenminister
John Foster Dulles wies Eisenhower auf die moglicherweise fatalen Konsequenzen hin, die
eine Strategie zur Ausnutzung der instabilen Lage in Moskau haben konne. Es sei keines-
falls auszuschlieBen, dafl die neuen Fiihrer woméglich iiberreagieren und einen Krieg ent-
fesseln wiirden. '’

Die deutsche Frage im Anschluf3 an Stalins Tod

Nach dem Tod Stalins nahmen die meisten westlichen Politiker und Diplomaten, ein-
schliellich des westdeutschen Bundeskanzlers an, dafl der Kreml im Zuge seiner Friedens-
kampagne plane, eine neue Offensive in der deutschen Frage zu beginnen. Insgesamt hielt
man sie a priori aber fiir nicht sonderlich glaubwiirdig. Moskau werde lediglich Zugestind-
nisse machen (beispielsweise ein Ende des Koreakrieges, die Amnestie politischer Hiftlinge
in der UdSSR, ein freundlicheres Umgehen mit westlichen Diplomaten und Regierungen
etc.), die vorteilhaft fiir die Festigung der neuen kollektiven Fithrung seien und gleichzeitig
von Moskau keine groBen Opfer verlangten. Dennoch sorgte man sich in westlichen Regie-
rungskreisen, daf} der Kreml die Wiedervereinigungsofferte Stalins vom Mirz 1952 wieder-
holen, vielleicht nachbessern und damit fiir die westdeutsche Offentlichkeit noch attraktiver
gestalten kénne.'® Nur sechs Monate vor den auf September 1953 angesetzten nichsten
Bundestagswahlen wiirden die Westmichte kaum in der Lage sein, ein neues sowjetisches
Angebot zur Wiedervereinigung rundweg abzulehnen. In einem solchen Fall wiirde es sehr
schwer sein, sich dem Druck der Offentlichkeit zu widersetzen, eine internationale Konfe-

12 Vgl. Boyle, ebd., S. 31ff.

13 Vgl. Churchills Parlamentsrede vom 11.5.1953, in: H. C. Deb., 5th series, Bd. 515, S. 883-898.

14 Vgl. Klaus Larres, Eisenhower and the First Forty Days after Stalin‘s Death: The Incompatibility of
Détente and Political Warfare, in: Diplomacy & Statecraft, Bd. 6, Nr. 2 (1995), S. 431-469; auch Walt
W. Rostow, Europe after Stalin. Eisenhower‘s Three Decisions of March 11, 1953, Austin, Tx., 1982,
S. 3ff.

15 Vgl z. B. FRUS, 1952-54, Bd. VIII, S. 1120; auch Henry W. Brands Jr., Cold Warriors. Eisenhower's
Generation and American Foreign Policy, New York 1988, S. 19, 123.

16 Vgl. Eisenhower Presidential Library, Abilene, Ks. (kiinftig: EPL): John Foster Dulles Papers, Drafts
of Presidential Correspondence, Box 1, ,,Peace Plan Speech®, 20.3.1953; National Archives, Wa-
shington, D.C. (kiinftig: NARA): Lot 64D563, Policy Planning Staff (kiinftig: PPS) Records, 1947-53,
Box 16, Folder Germany 1950-53, memorandum Fuller, 17.4.1953; PRO: FO 371/106 532/NS
10345/9, 9.4.1953; FO 371/103 660/C 1016/23, 28.3.1953; FO 371/106 510/NS 1015/39; FO 371/103
659/C 1916/16, 13.4.1953; FO 371/106 532/NS 10345/9, 9.4.1953; FRUS, 1952-54, Bd. VIII, S.
1138. Siehe auch Herbert Blankenhorn, Verstindnis und Verstindigung. Blitter eines politischen Ta-
gebuchs 1949 bis 1979, Frankfurt/M. 1980, S. 144-145.
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Invasion Hitlers sich nicht wiederholen kénnen und daf3 Polen ein ithm freundlich gesinntes
Land und ein Pufferstaat darstellen muB, wenn auch kein [...] Puppenstaat.*** Der Premier-
minister spielte mit dem Gedanken der Unterzeichnung eines Sicherheitspaktes zwischen
der Sowjetunion und einem wiedervereinigten Deutschland, dhnlich dem Locamo-Vertrag
von 1925. Ein solcher Sicherheitspakt sollte dann von GroBbritannien garantiert werden.*®

Churchill ,,vergaB* dabei, den USA eine Rolle in einem solchen Szenario zuzugestehen.
Immerhin war es das Ziel der Politik Churchills, GroBbritannien in die Lage zu versetzen,
durch eine globale Politik der Entspannung mit den beiden Superméchten 6konomisch und
militirisch gleichzuziehen und damit eine der grolen Michte der Welt zu bleiben. Der Pre-
mierminister war liberzeugt, daB, falls keine Entspannung mit der Sowjetunion erreicht wer-
den konnte und sich das internationale Riistungswettrennen und der Kalte Krieg fortsetzten,
Grofbritannien immer weniger in der Lage sein wiirde, mit den anderen beiden GrofSmach-
ten zu konkurrieren. Letztlich wiirde das Land fiir immer auf die militdrische und 6konomi-
sche Unterstiitzung durch die USA angewiesen sein und faktisch einen Grofteil seiner Un-
abhingigkeit verlieren. Falls es aber relativ schnell zu einer internationalen Entspannungs-
politik kommen wiirde, dann kénnte GrofBbritannien seine weltweiten militdrischen
Aufgaben herunterschrauben, sich ganz auf seine dkonomische und technologische Ent-
wicklung konzentrieren und auch gar versuchen, eine britische Wasserstoffbombe zu ent-
wickeln und damit eine der groBen Michte der Welt zu bleiben.”’

Churchills Plan, da8 London eine globale Entspannungspolitik einlduten und sein Land
die Garantiemacht flir die Einhaltung des Friedens und der Sicherheit zwischen der Sowjet-
union und einem vereinigten und neutralen Deutschland darstellen sollte, iiberschitzte je-
doch bei weitem die Bedeutung und den Einflul wie auch die militdrischen Kapazititen
GroBbritanniens in der Nachkriegszeit. Das britische Foreign Office, Auflenminister Eden,
die Mehrheit des Kabinetts wie auch die amerikanische Administration und Kanzler Ade-
nauer in Bonn widersetzten sich daher den Plinen Churchills, nachdem diese spitestens
gegen Ende Mai in threm vollem Umfang erkannt worden waren. Die Kritiker Churchills
machten sich grofle Sorgen, dafl kurz vor der Ratifikation der EVG, Churchills neue und
wenig liberzeugende Pline das westliche Konzept unterminieren konnten, wie der Kalte
Krieg zu fiihren und die deutsche Frage zu entschirfen seien. Sie befiirchteten jedoch. daf3
Churchills Pline in ihrer oberflichlichen Simplizitit die breite Zustimmung der westlichen
Offentlichkeit gewinnen kénnten.*® Tatsichlich beurteilte die grofe Mehrheit der Bevolke-
rung in Groflbritannien wie auch ein GroBteil der Menschen in den USA und der Bundesre-
publik die Vorschlige Churchills duBerst positiv.” Churchills Rede im Unterhaus vom

35 H.C. Deb., 5thseries, Bd. 515, 11.5.1953, S. 8§96.

36 PRO: FO 371/103 660/C 1016/32, 19.5.1953; PREM 11/449, M 178/53, 31.5.1953. Vgl. auch: H. C.
Deb., Sth series, Bd. 515, 11.5.1953, S. 896f.

37 PRO: FO 371/103 704/C 1073/4, Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 14.5.1953. Vgl. auch: C
1073/3, FAZ, 12.5.1953; Watt, Churchill, S. 18.

38 Birmingham University Archive, UK: Avon Papers (kiinftig: AP). AP 20/16/127, 25.6.1953; AP
20/1/30, Tagebucheintrag Eden, 27.11.1954. Siehe auch Robert Rhodes James, Anthony Eden. Lon-
don 1986, S. 365.

39 Fiir die Reaktion der westdeutschen Presse siche: PRO: FO 371/103 704/C 1073/3-4; FO 371/103
664/C 1071/8; fiir die deutsche offentliche Meinung Elisabeth Noelle/Erich Peter Neumann (Hg.),
Antworten. Politik im Kraftfeld der dffentlichen Meinung, Allensbach 1954, S. 119--164. Fiir die o6f-
fentliche Meinung in Grofibritannien siche George H. Gallup (Hg.), The Gallup International Opinion
Poll. Great Britain, 1937-1975, Bd. 1: 1937-64, London 1976, S. 253ff., 295ff. Fiir die USA vgl. Ha-
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11. Mai trug dazu bei, dafl in den westlichen Hauptstddten neue hochgeheime Anstren-
gungen unternommen wurden, Alternativliosungen fiir die EVG und die deutsche West-
integration auszuarbeiten. Immerhin schien der Plan Churchills erstmals die Moglichkeit zu
enthalten, dafl der Kalte Krieg und die Drohung aus dem Osten bald der Vergangenheit
angehoéren mochten. Unter diesen Umstdnden wurde es immer unwahrscheinlicher, dal das
franzosische Parlament der EVG zustimmen wiirde. Anders als Grofbritannien, das sich
geweigert hatte, der EVG beizutreten, wenn es auch eng mit ihr kooperieren wollte, war
klar, daB Paris durch die EVG immerhin seine militdrische Souverdnitit aufgeben und den
groBten Teil seiner Streitkrdfte mit der europédischen Armee verschmelzen miifite. In Wa-
shington und London wie auch in Bonn wurden daher Pléine {iber die Schaffung von dem-
litarisierten Zonen in Zentraleuropa ausgearbeitet, um gewappnet zu sein, falls die Franzo-
sen es ablehnten, den EVG-Vertrag zu ratifizieren und Churchill méglicherweise einen
Teilerfolg mit seiner Politik erzielt.*

Churchill und Adenauer

Churchills Pline in bezug auf die Zukunft Deutschlands fithrten zu ,,duBerst kritischen Er-
orterungen bei Adenauer und seinen Beratern.*’ Der Kanzler war entsetzt iiber die Rede
des Premierministers vom 11. Mai und sehr beunruhigt iiber die ,,Unzuverldssigkeit* Chur-
chills.*> Die groBen Meinungsunterschiede zwischen den beiden Politikern lieBen sich bei
dem schon lange geplanten Staatsbesuch des Kanzlers in London Mitte Mai nicht ausrdu-
men.*’ Wihrend Adenauers drei lingeren Gesprichen mit dem Premierminister gelang es
ihm nicht, diesen von dem Risiko seiner Gipfelpline zu iiberzeugen.** Churchill vermochte
ebenfalls nicht, die Befiirchtungen des Kanzlers zu zerstreuen. Der Regierungschef versi-
cherte jedoch, GroBbritannien werde keine Verpflichtungen zu Lasten Deutschlands einge-
hen.** Auch erklirte Churchill, daB er mit seinem Hinweis auf den Locarno-Pakt von 1925

zel Gaudet Erskine, The Cold War. Report from the Polls, in: Political Science Quarterly 25 (1961), S.
302f.; The Polls. Defense, Peace, and Space, in: ebd., S. 487-489; Richard G. Niemi u. a. (Hg.),
Trends in Public Opinion. A Compendium of Survey Data, New York 1989, S. 52-70.

40 Vgl. PRO: FO 371/103 704/C 1073/10, 27.7.1953; FO 371/103 665/C 1071/60/G, 17.6.1953; FO
371/103 704/C 1073/10, 27.7.1953; auch Hermann-Josef Rupieper, Wiedervereinigung und européi-
sche Sicherheit. Deutsch-amerikanische Uberlegungen fiir eine entmilitarisierte Zone in Europa 1953,
in: Militirgeschichtliche Mitteilungen 39 (1986), S. 94-97; Helga Haftendorn, Adenauer und die eu-
ropdische Sicherheit, in: Dieter Blumenwitz u. a. (Hg.), Konrad Adenauer und seine Zeit. Politik und
Personlichkeit des ersten Bundeskanzlers, Bd. 2: Beitrige der Wissenschaft, Stuttgart 1976, S. 98-99.

41 Blankenhorn, Verstindnis und Verstindigung, S. 148; FRUS, 1952-54, Bd. VII, S. 456f., 13.5.1953;
EPL: Ann Whitman File, International Series, Box Nr. 13, Akte Germany 1953 (5), ca. Mitte Mai
1953.

42 PRO: FO 371/103 665/C 11071/60 G, 17.6.1953. Vgl. auch: Steininger, Ein vereintes, unabhingiges
Deutschland?, S. 129; Blankenhorn, Verstindnis und Verstidndigung, S. 155.

43 PRO: FO 800/794; FO 371/103 705/C 1074/15, 16.5.1953; Konrad Adenauer, Erinnerungen 1953-
1955, Stuttgart 1966, S. 205ff.; FRUS, 1952-54, Bd. VII, S. 458f., 29.5.1953.

44 Vgl. zu dem Protokoll der Unterredung zwischen Churchill und Adenauer am 15.5.1953, PRO: FO
800/794, GE/53/11.

45 Ebd.
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nicht die genauen Bestimmungen des Vertrages im Auge gehabt habe, sondern den ,,Geist
von Locarno* meine.*

Insgesamt konnten Churchill und das Foreign Office Adenauers Sorgen aber nicht zer-
streuen. Fortan wies der Kanzler immer wieder auf die Gefédhrlichkeit einer Realisierung der
Pliane Churchills hin und zog die SchluBfolgerung, daB es galt, ,,auf der Hut zu sein“. Der
britische Regierungschef werde ,,nichts unversucht lassen*, um einen letztlich zu Lasten der
Bundesrepublik gehenden Ost-West-Ausgleich herbeizufiihren.” Gegeniiber dem franzési-
schen Hochkommissar bezeichnete der Kanzler Churchills Initiative dann auch als ,,geféhr-
lich und peinlich. Immerhin habe er, Adenauer, sein politisches Uberleben auf die erfolg-
reiche Westintegration der Bundesrepublik gesetzt und sich keinerlei Manévrierraum in
bezug auf die Einberufung einer Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion gelassen. Eine solche
aber lehne er ab, bevor nicht eine westliche Position der Stidrke erreicht worden sei, wovon
man derzeit noch weit entfernt sei. Daher befiirchte er, der VorstoB aus London konnte
seine gesamte auflenpolitische Arbeit zunichte machen.”® Die Bestitigung fiir diese Ansicht
erhielt der Kanzler schon recht bald. Ende Mai wurde deutlich, daB der westdeutschen
Presse die iiber die Mai-Rede weit hinausgehenden Neutralisationsplane Churchills bekannt
geworden waren.*’ Adenauer und die Eisenhower-Regierung in Washington waren entsetzt.
Trotz der Rede Churchills vom 11. Mai und seiner diversen Andeutungen hatte man nicht
damit gerechnet, dal der Premierminister tatsachlich ohne weitere Konsultationen bereit
sein konnte, die Existenz des westlichen Biindnisses und die so fundamental wichtige
Westintegration der Bundesrepublik zu gefdhrden.

Seit der Rede Churchills im Unterhaus Mitte Mai 1953 arbeiteten der deutsche Bundes-
kanzler und der amerikanische Aufenminister eng zusammen, um Churchills Plane zu ver-
eiteln. Gleichzeitig gelang es ihnen geschickt, die deutsche Offentlichkeit zu iiberzeugen,
daB Adenauer durchaus groBes Interesse an einem westlichen Gipfeltreffen mit der Sowjet-
union hatte, um die deutsche Einheit zu erreichen.’® Tatsichlich war der deutsche Kanzler
ernsthaft besorgt, daB8 ein Gipfeltreffen vor den Bundestagswahlen im September seine
Pro-EVG-Position schwichen und die Attraktivitit der SPD stirken wiirde, die zudem
nichts gegen eine Wiedervereinigung auf neutraler Basis einzuwenden hatte.’' Daneben war
Adenauer auch prinzipiell gegen eine Drei- oder Viermdchtekonferenz der GroBmaichte iiber

46 Ahnlich duBerte sich William Strang, der hochste Beamte im Foreign Office, gegeniiber dem tiirki-
schen Botschafter in London am 10.6.1953, PRO: FO 371/103 704/C 1073/7; vgl. auch FO 800/794,
GE/53/11, 15.5.1953; FO 371/103 705/C 1074/15, 16.5.1953; FO 371/103 894/CW 1013/19,
19.5.1953; Adenauer, Erinnerungen 1953-55, S. 207, 210f.; Hanns Jirgen Kiisters (Bearb.), Ade-
nauer. Teegesprache 1950-1954, Berlin 71985, S. 464-466; Hans-Peter Schwarz, Die Ara Adenauer.
Griinderjahre der Republik 1949-1957, Wiesbaden 1981, S. 206.

47 PRO: FO 371/103 705/C 1074/15, 16.5.1953; Adenauer, Erinnerungen 1953-55, S. 205, 208f. Vgl. zu
der Sorge Adenauers iiber Churchills Plane auch: FRUS, 1952-54, Bd. VII, S. 458f; PRO: FO 371/103
664/C 1071/34, 10.6.1953.

48 PRO: PREM 11/449, 14.6.1953; bes. PM/MS/53/243, 18.6.1953; FO 371/103 665/C 1071/42,
12.6.1953. Vgl. auch: Coral Bell, Negotiation from Strength. A Study in the Politics of Power, London
1962.

49 PRO: FO 371/103 660/C 1016/33, 29.5.1953.

50 Vgl. NARA: RG 59, 762A.00/6-2653, Nr. 5485, 26.6.1953; PPS 64D563, Box 20029, Folder ,,Ger-
many, 1953*, Memorandum Beam an Bowie, 30.6.1953; 396.1-WA/7-1753, 17.7.1953. Siehe detail-
lierter zu der recht komplizierten Episode vor allem Larres. Politik der Ilusionen, Kapitel 4.
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die Zukunft Deutschlands. Er fiirchtete, dal dann die Zukunft der Bundesrepublik hinter
seinem Riicken entschieden und womdglich gar ihre Westintegration ernsthaft in Frage
gestellt werden wiirde.> Adenauers Strategie bestand darin, Grofbritannien und die USA
gegeneinander auszuspielen und letztlich die Interessen der Bundesrepublik in Washington
und gegen London durchzusetzen. Er hatte kein Interesse daran, als Vermittler zwischen
den anglo-amerikanischen Michten aufzutreten.® SchlieBlich konnte er sich auch nicht
sicher sein, daf3 die ablehnende Haltung der USA gegeniiber Churchills Initiative von Dauer
sein wiirde. Insgesamt fiihrte die Rede Churchills zu einer deutlichen Abkiihlung der bri-
tisch-deutschen Beziehungen.* In Paris betrachtete man dagegen Churchills Pline und die
Entwicklung seit Stalins Tod nicht ohne ein gewisses Wohlwollen.

Die Politik Frankreichs nach Stalins Tod

Anfinglich miBtrauten aber auch die Franzosen der sowjetischen Friedenskampagne.*’ Pre-
mierminister René Mayer und sein Auflenminister Georges Bidault waren zuerst gegen die
Einberufung einer Gipfelkonferenz, da sie iiberzeugt waren, dafl die Sowjetunion alles tun
wiirde, um eine einmal einberufene Konferenz méglichst in die Linge zu ziehen.*® Zudem
befiirchteten sie, daB Moskau die Gelegenheit nutzen werde, um die wihrend der Potsdamer
Konferenz erreichte Lésung der deutschen Frage wieder aufzurollen. Die Regierung in Paris
war jedoch tiberzeugt, daf} jede Weiterentwicklung der deutschen Frage fiir Frankreich nur
negative Folgen haben kénnte und daher abzulehnen sei.’” Im Zuge der immer offensiveren
sowjetischen Friedenskampagne gelangte man aber in Paris Ende April zu der Uberzeu-
gung, dafl die neue Malenkow-Regierung im Kreml in aller Kiirze eine Vierméchtekonfe-
renz vorschlagen wiirde, um vor allem die deutsche Frage neu zu verhandeln.”® Die franzé-
sische Regierung befiirchtete, daB die neue Fiihrung in Moskau unter allen Umstidnden die
Westintegration der Bundesrepublik verhindern wollte und daher méglicherweise der deut-
schen Wiedervereinigung zustimmen wiirde. Paris hielt es sogar fiir méglich, dal Moskau
bereit sein kénnte, dem westlichen Beharren auf freie gesamtdeutsche Wahlen nachzukom-

52 Hinsichtlich Adenauers ,Potsdam-Komplex* siehe Hans-Peter Schwarz, Adenauer. Der Aufstieg
1876-1952, Stuttgart 1986, S. 827ff.; auch Henning Kohler, Adenauer. Eine Politische Biographie,
Frankfurt/M. 1994, S. 805ff.

53 Giinter Buchstab (Bearb.), Adenauer: ,[Es muflte alles neu gemacht werden...* Die Protokolle des
CDU-Bundesvorstandes 1950-1953, Stuttgart 1986, S. 518ff.; auch: Kiisters (Bearb.), Teegespriche,
S. 467.

54 Dies steht im genauen Gegensatz zu der durch nichts zu begriindenden Aussage von Blankenhorn,
Verstandnis und Verstindigung, S. 152, dafl Adenauer durch seinen Besuch im Mai 1953 den Grund-
stein fur eine ,britisch-deutsche Biindnisgemeinschaft* gelegt habe.

55 Siehe: FRUS, 1952-54, Bd. VIII, S. 1145, 11.4.1953; Bd. IV, S. 1334f., 28.3.1953.

56 FRUS, 1952-54, Bd. VI, S. 1343, 16.4.1953; auch PRO: FO 800/698, 28.4.1953; und John L. Gerson,
John Foster Dulles, New York 1967, S. 129ff.; Fish, After Stalin‘s Death, S. 335.

57 Dies berichtete der britische Diplomat William Hayter aus Paris. Er fugte hinzu: ,,Fundamentally, the
present position in Germany suited the French better than any alternative. But of course they could not
say this publicly, nor could they make it an objective of their policy, and if negotiations on Germany
began they would not sabotage them. Their only hope was that such negotiations might be avoided as
long as possible. PRO: FO 371/103 659/C 1016/16, 13.4.1953. Vgl. auch: FRUS, 1952-54, Bd. 6,
S. 1342f.,9.4.1953.

58 PRO: FO 371/106 094/N 1191/12, 25.4.1953; PRO: FO 371/103 664/C 1071/2, 23.4.1953.
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men und die DDR aufzugeben.’® Doch erkannte man in Frankreich schon bald die Méglich-
keit, den Spiel umzudrehen und Moskaus Friedenskampagne und die allem Anschein nach
neue moderate sowjetische Politik flir die Durchsetzung der eigenen deutschlandpolitischen
Ziele auszunutzen und entweder die Wiederbewaffnung oder die Wiedervereinigung und im
besten Falle sogar beides zu verhindern.*® Immerhin wurde der Widerstand in der franzosi-
schen Nationalversammlung gegen die EVG und die deutsche Wiederbewaffnung immer
stirker.®' Die franzésische Regierung beschloB daher, selbst die Initiative zu ergreifen.

Gegeniiber westlichen Politikern deuteten Mayer und Bidault an, daB sie planten, wéh-
rend des Treffens der NATO-AuBlenminister vom 23. bis 25. April 1953 in Paris, die Einbe-
rufung einer Viermichtekonferenz vorzuschlagen.®® Die beiden Politiker hofften, daB eine
erfolgreiche Gipfelkonferenz zum AbschluB} eines Abriistungsvertrages mit Moskau fithren
wiirde und damit die deutsche Wiederbewaffnung vermieden werden kdénnte. Bidault dachte
zudem an die Schaffung eines gemeinsamen europdischen Sicherheitssystems, um eine
eventuelle zukiinftige Wiedervereinigung Deutschlands akzeptabler zu gestalten.* Er
fiirchtete, dal ansonsten ein Vakuum in der Mitte Europas entstehen konne, welches frither
oder spiter von der Sowjetunion ausgefiillt werden mochte. Das wiirde aber nur dazu fiih-
ren, daf} die von der Sowjetunion ausgehende Bedrohung durch eine neue deutsche Gefahr
erginzt werde.* Falls die von Paris geplante Gipfelkonferenz aber zu keinem Ergebnis
filhre, werde es trotzdem Vorteile fuir die franzdsische Regierung geben. In einem solchen
Fall war den Gegnern der deutschen Wiederbewaffnung in Frankreich demonstriert worden,
dal} ein Abkommen mit Moskau trotz aller Bemiihungen nicht méglich war und daher die
westdeutsche Wiederbewaffnung und Westintegration im Rahmen der EVG akzeptiert wer-
den miisse, was wiederum die Wiedervereinigung ausschloB.

59 Die Franzosen basierten ihre neue Interpretation der sowjetischen Auflenpolitik groBtenteils auf Mos-
kaus Reaktion (zu lesen in der Pravda vom 25. Apnil) auf die am 16. April gehaltene ,,Chance for Pe-
ace'-Rede Eisenhowers. Der Pravda-Artikel ist teilweise abgedruckt in Royal Institute of International
Affairs (Hg.) (kiinftig: RIIA), Documents on International Affairs, 1953, London 1956, S. 51-57. Vgl.
auch: Churchill, ,,Oral Answers®, in: H. C. Deb., Bd. 514, 29.4.1953, 2142; Steininger, ,,Ein vereintes,
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die neue Malenkow-Regierung sei ,,definitely interested in pursuing with us the effort to solve some
of the present international difficulties®. Fur die ganz andere Intepretation Eisenhowers siche Bo-
wie/lmmerman, Waging Peace, S. 121f
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was likely to be the French Government‘s view that the Western Powers should keep a very open
mind about any future Russian approaches, for instance on the question of German unity. and be care-
ful to avoid any appearance of wishing to reject such approaches in advance or to discourage them by
an over-rigid and over-cautious attitude.“ PRO: FO 371/103 951/CW 10345/9, 13.4.1953.
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ment, 1950-55, Cambridge 1991, S. 114; und PRO: FO 371/103 666/C 1071/62, 29.6.1953. Der briti-
sche Diplomat Hancock kommentierte einige Tage spater: ,,The fact is that M. Bidault and a lot of
other Frenchmen want neither the EDC nor a reunited Germany. They want, in fact, to maintain the
present situation, just as King Canute did*. Ebd., 1.7.1953.
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Wihrend der AuBenministerkonferenz in Paris schlug Bidault seinem amerikanischen
und britischen Kollegen vor, das Thema Abriistung an die Spitze einer internationalen Kon-
ferenz mit der Sowjetunion zu stellen. Als Churchill kurze Zeit spiter seine Rede vom 11.
Mai hielt, hatten die Franzosen bereits einen Brief an London und Washington vorbereitet,
der eine Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion vorschlug, doch war der Brief auf amerikani-
schen Druck noch nicht abgeschickt worden. Mayer und Bidault waren daher verirgert tiber
die Rede Churchills, die ihnen die Initiative in der Sache entrif.° Entgegen den in der
Presse zu lesenden Berichten kritisierten die beiden franzdsischen Politiker aber nicht die
Substanz des Churchill-Vorschlags, fiir die sie groBes Verstdndnis hatten.*® Mayer und
Bidault — wie auch die meisten anderen fithrenden franzésischen Politiker — waren im Prin-
zip mit der Einberufung einer Viermichtekonferenz einverstanden, wenn auch aus ganz
anderen Griinden als Churchill.*” Zwei Tage nach der Rede des Premierministers im briti-
schen Unterhaus verabschiedete auch die franzosische Nationalversammlung eine Resolu-
tion, die die GroBmichte dazu aufrief, eine Viermichtekonferenz einzuberufen.®® Doch die
Regierungen in London und Washington wiesen die franzdsische Anregung zuriick. Sowohl
das britische als auch das amerikanische AuBenministerium waren weder von der vorge-
schlagenen Tagesordnung, durch die das Thema Abriistung an die erste Stelle der Diskus-
sion gesetzt worden war, noch von der Notwendigkeit einer solchen Konferenz mit der
Sowjetunion iiberzeugt.®® Der franzosische Plan, der nie verdffentlicht wurde, geriet all-
méhlich in Vergessenheit. Der britische Diplomat Paul Mason représentierte die Meinung
vieler westlicher Politiker als er in einem internen Memorandum schrieb, dafl es kein Grund
zur Eile gdbe. Moskau betreibe ein langes und vorsichtiges Spiel und sei keinesfalls dabei,
in aller Kiirze eine Gipfelkonferenz vorzuschlagen.” Sein Kollege P. F. Hancock war iiber-
zeugt, daf} die Sowjetunion noch gar nicht entschieden habe, was hinsichtlich der deutschen
Frage zu tun sei und daB Moskau keinesfalls bereit sei, die Ostzone aufzugeben und damit
das Risiko der Instabilitit in ganz Osteuropa einzugehen.” Zudem galt die Aufmerksamkeit
der Experten in London und Washington nicht so sehr den franzésischen Plinen, sondern
dem viel gefdhrlicheren, da populdreren Vorhaben Churchills.

Doch die Franzosen waren noch nicht bereit, ihre Pline so einfach zu begraben. Am
20. Mai schlug Mayer Eisenhower und Churchill brieflich vor, eine Gipfelkonferenz der
westlichen Regierungschefs einzuberufen.”” Der franzésische Premierminister hoffte, ein

65 PRO: FO 371/106 538/NS 1071/82, 14.5.1953.

66 PRO: FO 800/700, PM/MS/53/155, 19.5.1953.
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Steininger, ,,Ein vereintes, unabhiangiges Deutschland?, S. 118; David Carlton, Grofbritannien und
die Gipfeldiplomatie, S. 55f.; Martin Gilbert, Winston S. Churchill, Bd. 8: Never Despair, 1945-1965,
London 1990, S. 833; John W. Young, Churchill, the Russians and the Western Alliance: The
Three-Power Conference at Bermuda, December 1953, in: English Historical Review, Bd. 101, Nr.
401 (1986), S. 891-893; Hermann-Josef Rupieper, Der besetzte Verbiindete: Die amerikanische
Deutschlandpolitik 1949-1955, Opladen 1991, S. 315f.

68 Vgl RIIA (Hg.), Survey of International Affairs, 1953, London, 1956, S. 21.
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solches Treffen dazu zu nutzen, um sicherzustellen, daf} Paris an einer eventuellen Konfe-
renz der GroBmichte beteiligt sein wiirde. Immerhin hatte Churchill in seiner Rede vom 11.
Mai lediglich von einer Konferenz der GroBen Drei gesprochen und scheinbar vergessen,
Frankreich zu erwdhnen. Zudem war am 21. Mai eine Vertrauensabstimmung im franzosi-
schen Parlament iiber die Finanzpolitik der Regierung Mayer geplant. Der Regierungschef
hoffte, dal die Ankiindigung einer grofien internationalen Konferenz unter franzoésischer
Beteiligung sein politisches Uberleben sichern wiirde.” Churchill fand natiirlich Gefallen an
der Idee einer westlichen Konferenz, die seinen eigenen Plidnen sehr entgegenkam. Er ver-
suchte, Druck auf Eisenhower auszuiiben, dem Vorschlag Mayers und einer Konferenz der
Westmichte beispielsweise auf Bermuda, das britisches Territorium war, zuzustimmen.
Churchill beabsichtigte ein solches Treffen zu nutzen, um den amerikanischen Priasidenten
im Vieraugengesprach von seinen Gipfelpldnen mit der Sowjetunion zu iiberzeugen. Er
verkiindete im Unterhaus, daB er die gro8e Hoffnung habe, dal wihrend der Bermuda-Kon-
ferenz ,,ein entscheidender Schritt zu einem Treffen von weit groflerer Wichtigkeit gemacht
werden kénne*.”

Eisenhower stimmte dem vorgeschlagenen Treffen auf Bermuda nach einem gewissen
Zogern schlieflich zu, da er wiederum hoffte, den britischen Premierminister davon zu
iiberzeugen, seine illusorischen Pline aufzugeben.”” Doch Mayer verlor die Vertrauensab-
stimmung im franzosischen Parlament trotz der Ankiindigung der Bermuda-Konferenz. Vier
Wochen lang gelang es keinem franzdsischen Politiker, eine neue Regierung zu bilden. Bis
Joseph Laniel als neuer Regierungschef am 27. Juni vereidigt werden konnte, mufite der
Termin fiir die Konferenz der westlichen Regierungschefs immer wieder hinausgeschoben
werden.”® Doch am 17. Juni hatte bereits der Aufstand in der DDR stattgefunden, wodurch
sich die Situation hinsichtlich einer sowjetischen Offensive in der deutschen Frage grund-
sitzlich anders stellte. Es war nun kaum zu erwarten, dafl der Kreml es sich leisten konnte,
die Ostzone aufzugeben, um die deutsche Wiedervereinigung auf neutraler Basis zu errei-
chen, mufite dies doch in der neuen Situation wie ein klares Eingestindnis der Schwiche
aussehen. Die Notwendigkeit der Einberufung einer Konferenz der westlichen Regierungs-
chefs hatte damit zumindest fiir Eisenhower erheblich an Gewicht verloren. Immerhin wa-
ren die Aussichten fiir einen Erfolg der Gipfelpldne des britischen Regierungschefs durch
den Aufstand vom 17. Juni sehr zuriickgegangen. Eisenhower benétigte seiner Ansicht nach
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keine Konferenz mehr, um Churchill von seinen Plinen abzubringen.”” Churchill sah dies
anders. Er bestand mehr denn je auf der Einberufung der Bermuda-Konferenz. Vor allem
versuchte der britische Premierminister, die Bedeutung des Aufstandes in der DDR herun-
terzuspielen, um doch noch eine Drei- oder Viermdchtekonferenz mit den USA und der
neuen Fithrung in der Sowjetunion durchsetzen zu kénnen.

2. Der Westen und der Aufstand in der DDR

Gleich im Anschlufl an die ersten Nachrichten von den Ereignissen in Ost-Berlin und in
anderen Stiadten der DDR fiirchteten Churchill und seine Berater, da} Washington zu der
Ansicht gelangen konnte, der Aufstand in der DDR stelle eine ideale Gelegenheit dar, um
der sowjetischen Regierung weitere politische und militarische Probleme zu bereiten. Tat-
sdachlich wurde in Washington kurz erortert, die Demonstranten in der DDR aufzufordem,
sich direkt gegen die Ulbricht-Regierung zu wenden, um auf diese Weise das Regime viel-
leicht entscheidend zu schwichen. Doch trotz dieser und ihnlicher Uberlegungen unter-
nahm Washington letztlich nichts, um den Aufstand in der DDR fiir eine Befreiungspolitik
auszunutzen. Eine solche Politik wire zudem auch auf den strikten Widerstand von Dulles
und dem State Department gestofien und héatte wohl auch im Pentagon wenig Unterstiitzung
gefunden. Der Prisident war sich zudem bewuBt, daB3 die 6ffentliche Meinung in den USA
solch eine Reaktion ebenfalls nicht befiirwortet hitte.” Insgesamt fiihrten in der westlichen
Welt das Nichtvorhandensein von friedlichen Alternativen und eine grofe Portion Wunsch-
denken zu einer anfinglich recht konfusen Beurteilung der Ereignisse in der DDR.” Mit
einer solchen Entwicklung war nicht gerechnet worden, und man kam schnell zu der Uber-
zeugung, man diirfe sich nicht in die Unruhen hineinziehen lassen. Natiirlich protestierten
die drei Westalliierten und Kanzler Adenauer energisch bei der sowjetischen Hohen Kom-
mission und dem sowjetischen Stadtkommandanten von Berlin.** Auch erérterte der ameri-
kanische Nationale Sicherheitsrat, ob die Verletzung der Menschenrechte durch die Sowjets
in der Vollversammlung der Vereinten Nationen zur Sprache gebracht werden sollte.®' Aber
im grofien und ganzen wufiten die westlichen Staatsméanner nicht, wie sie reagieren sollten.
Insbesondere waren sie entschlossen, die Aufstindischen nicht aktiv zu unterstiitzen. Die
USA weigerten sich sogar, Emnst Reuter, dem populéren, sich in Wien auf einer Konferenz
befindenden Regierenden Biirgermeister von Berlin, ein amerikanisches Militarflugzeug zur

77 Zudem erlitt Churchill am 23. Juni einen emsthaften Schlaganfall, der ihn wochenlang aufler Gefecht
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61-89; auch ders., ,,Die Ostdeutschen an einen langwierigen Kampf gewoéhnen". Die Vereinigten
Staaten und der Aufstand vom 17. Juni 1953, in: Deutschland Archiv 30 (1997), S. 350ff.; Valur In-
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Verfiigung zu stellen, um so schnell wie moglich in die Stadt zuriickzukehren. Washington
fiirchtete, da Reuters Anwesenheit in Berlin und seine bekannte Fahigkeit zu emotionalen
Reden, die Situation in der geteilten Stadt nur weiter anheizen werde.*

Die Ereignisse in der DDR wurden ausfiihrlich wihrend einer Sitzung des Nationalen Si-
cherheitsrates am 18. Juni erortert. Fast alle Redebeitrige driickten eine gewisse Zufrieden-
heit iiber die Probleme der Sowjetunion in ihrer EinfluBzone in Deutschland aus. Wie schon
in den Tagen nach Stalins Tod Anfang Marz wurde das Psychological Strategy Board (PSB)
aufgefordert, eine politische Analyse auszuarbeiten, ,,um die Unruhen in den Satellitenstaa-
ten auszunutzen [...]“. Hinsichtlich der eventuellen Einberufung einer Viermachtekonferenz
wies C. D. Jackson, Eisenhowers Berater fiir Psychologische Kriegsfiihrung, darauf hin, daf§
die Ostberliner den sowjetischen Wunsch nach einer solchen Konferenz zunichte gemacht
hatten. Es konnte angenommen werden, dal Moskau nun kaum mehr an der Teilnahme an
einer solcher Konferenz interessiert sein wiirde. Eisenhower stellte erleichtert fest, dal Wa-
shington jetzt iiber gewichtige Argumente verfligte, um den wiederholten recht unbequemen
Vorschligen des britischen Premierministers Churchill eine Abfuhr zu erteilen.*” Es war
schliellich kaum méglich, sich mit einer Macht am Verhandlungstisch zu treffen, die gerade
Dutzende von friedlichen Demonstranten in der DDR getdtet und verwundet hatte. Dulles
erkannte sofort, dal der Aufstand in der DDR den USA eine ,hervorragende Propaganda-
gelegenheit* gegeben hatte.® Auch in der Offentlichkeit und in den internationalen Medien
wurde nun eine Gipfelkonferenz mit Moskau zunehmend kritischer beurteilt. Die vielgele-
sene britische Zeitschrift The Economist kommentierte etwa, die Ereignisse in Ost-Berlin
sollten den Westen daran erinnern, da3 Churchills Spielereien mit der Idee von Locamo die
Tragodie im Osten vollkommen ignorierte. Der Geist einer neuen Beschwichtigungspolitik,
die in London und in einigen anderen westeuropdischen Liandern zu beobachten sei, miisse
bekdmpft werden.®’

Churchill, das britische Foreign Office und der 17. Juni

Als Churchill erkannte, daB3 die Politiker in Washington, aber auch sein eigenes Foreign
Office, beabsichtigten, die Ereignisse in der DDR zu nutzen, um seine Gipfeldiplomatie zu
unterminieren, versuchte er die Bedeutung des Aufstandes in Ost-Berlin herunterzuspielen.
In seiner Funktion als amtierender Aullenminister (Eden muflte sich mehreren ernsten Gal-
lenoperationen unterziehen) erklérte er, dafl die sowjetische Reaktion auf den Aufstand in
der DDR als Antwort auf eine plotzlich auftretende Notsituation verstanden werden
miisse.?® Der Westen sollte daraus nicht schlieBen, dall die diversen Anzeichen, die seit
Stalins Tod auf die Bereitschaft des Kreml schlieen lielen, mit dem Westen zu koope-
rieren, um den Kalten Krieg zu iiberwinden, nicht ernst gemeint gewesen seien. Churchill

82 Vgl. Amulf Baring, Der 17. Juni 1953, Bonn 1957, S. 62; Rainer Hildebrandt, Der 17. Juni: Zehn
Erlebnisgeschichten, Berlin *1987, S. 57. Siehe auch die Anschuldigungen des Journalisten Norbert
Mihlen in einem Beitrag mit dem Titel: ,,How the West Betrayed East German Revolt*, in: The New
Leader, Bd. 36, 7.9.1953, S. 2-5 (NARA: RG 59, 762B.00/9-453, 4.9.1953).
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ermahnte den Militirkommandanten des britischen Sektors von Berlin, Generalmajor Cole-
man, die Situation nicht libertrieben darzustellen.

Coleman hatte in seinen Telegrammen berichtet, daff die Sowjets uneingeschriankte Ge-
walt anwandten, um die Demonstranten in Ost-Berlin in Schach zu halten. Zusammen mit
seinen amerikanischen und franzésischen Kollegen hatte Coleman zudem am 18. Juni einen
Protestbrief an General Dibrowa, den Kommandanten des sowjetischen Sektors, geschickt.
Die drei westlichen Kommandanten verurteilten die ,,unverantwortliche Anwendung von
militarischer Gewalt”, die zum Tod und zur Verwundung vieler unschuldiger Menschen in
Berlin gefiihrt habe. Sie protestierten zudem gegen die uneingeschrankten Aktivitidten der
sowjetischen Soldaten unter dem vom Kreml verhdngten Kriegsrecht und gegen die Exeku-
tion von Willi Géttling, der als angeblicher Provokateur erschossen worden war.?” Churchill
beschwerte sich daraufhin beir William Strang, dem hochsten Beamten im britischen Au-
Benministerium, daB die westlichen Hochkommissare ihren Brief an Dibrowa abgesandt
hatten, ohne zuvor das Foreign Office zu konsultieren. Zudem hitten sie deutlich iiberrea-
giert. Churchill fragte Strang rhetorisch: ,,Sollten die Sowjets einfach zusehen, wie die Ost-
zone in Anarchie und Chaos versinkt? Ich hatte den Eindruck, daf sie angesichts der zu-
nehmenden Unordnung mit recht groBer Zuriickhaltung reagierten.“®® Coleman und der
amtierende britische Hochkommissar Jack Ward versuchten daraufthin, dem Premierminister
zu erkldren, daB sie ihren Protestbrief hauptsidchlich geschrieben hatten, um die Sowjetunion
von der Durchfiihrung weiterer Exekutionen abzuhalten. AuBlerdem sei es ihre Absicht
gewesen, der deutschen Bevolkerung zu demonstrieren, dal die westlichen Alliierten auf
ihrer Seite stinden. Um das zu erreichen, erklirten sie, habe der Brief notwendigerweise
recht scharf formuliert sein miissen. Die Amerikaner und die Franzosen hitten zweifellos
den falschen Eindruck erhalten, falls die Zustellung des Briefes verzogert worden wire,
wenn Coleman zuerst hitte London konsultieren miissen. Doch fiihrte Ward aus, er hitte
verhindern konnen, dafl die USA den Protestbrief in einer Weise formulierten, die darauf
hitte schlieBen lassen, daf3 die Alliierten den Aufstand in der DDR positiv beurteilten.®

Churchill war von dieser Argumentation nicht iiberzeugt. Am 21. Juni deutete er darauf
hin, daf} es einen Widerspruch zwischen Colemans internen Telegrammen und dem Brief an
Dibrowa gebe. In seinen internen Schriftstiicken hatte Coleman erklirt, die Rote Armee
»agiere mit grofler Zuriickhaltung und Mifigung und habe ganz klar die Instruktion erhal-
ten, nur ein Minimum von Gewalt anzuwenden“.”® Churchill schrieb Coleman verirgert:
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»Falls die Sowjetunion als die Okkupationsmacht mit, wie Sie schreiben, weitverbreiteten
Bewegungen von gewalttitiger Unordnung konfrontiert wurde, dann hatte sie sicherlich das
Recht das Kriegsrecht zu verhingen, um anarchische Zustinde zu verhindemn. [...] Wir kén-
nen unsere vielen Schwierigkeiten nicht iiberwinden, wenn wir aus Griinden lokaler Propa-
ganda Behauptungen anstellen, die nicht mit den Tatsachen iibereinstimmen.*”'

Obwohl die Diplomaten des Foreign Office Churchills Gipfeldiplomatie ablehnten,
stimmten sie mit den strikt legalistischen Uberlegungen des Premierministers iiberein. Der
dortige fiir Deutschland zustindige Beamte Frank Roberts vertrat ebenfalls die Uberzeu-
gung, da3 die Sowjetunion als eine der Besatzungsmichte befugt war, ihre Zone unter Kon-
trolle zu halten. Diese Meinung wurde von seinem Kollegen Wamer geteilt, der die briti-
sche Hochkommission in Bonn telefonisch bat, ,,uns wissen zu lassen, falls die russischen
Soldaten das Feuer auf die Demonstranten er6ffnen. Als die verantwortliche Besatzungs-
macht haben sie natiirlich das Recht dies zu tun, um Gesetz und Ordnung aufrechtzuerhal-
ten.**

Einige Tage spiter, am 25. Juni, machte der mittlerweile aus dem Urlaub zuriickberufene
Hochkommissar Sir Ivone Kirkpatrick dhnliche Ausfiihrungen gegeniiber seinem amerika-
nischen Kollegen James Conant. Kirkpatrick war iiberzeugt, was die Kontrolle der deut-
schen Bevolkerung anging, dal die Westmidchte und die Sowjetunion mit ganz dhnlichen
Problemen konfrontiert waren. Man konnte den Deutschen nicht erlauben, Unruhen in der
sowjetischen Zone anzuzetteln. Immerhin beinhaltete dies die Gefahr, daBl einmal etwas
dhnliches in den Westzonen passieren konnte. Kirkpatrick war durchaus bereit, die Sowjet-
union fiir die Einschrinkung der Menschenrechte in der DDR und fiir die schlechte Ver-
waltung ihrer Zone zu kritisieren, nicht aber fiir den Einsatz von Truppen, um den Aufstand
vom 17. Juni einzudimmen. Der Hochkommissar ignorierte vollkommen den ganz unter-
schiedlichen Charakter der Besatzungspolitik in den Westzonen und der Ostzone. Auch
schien es ihm nicht bewuflt zu sein, dafl es gerade die sich immer weiter verschlechternde
okonomische Situation in der DDR und die Einschrinkung der demokratischen Rechte
gewesen waren, die zu dem Aufstand gefiihrt hatten. Kirkpatricks Worte klangen, als ob die
DDR-Bevolkerung keinerlei Anlal zur Beschwerde und zum Protest gegen die sowjetische
Besatzungsmacht und das Ulbricht-Regime gehabt hatte.” Charakteristisch war dabei auch
die Benutzung des Wortes , riots*, das immer wieder in den britischen Dokumenten benutzt
wurde und womit der Aufstand im Grunde als unrechtmafige und illegale Unruhen abquali-
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fiziert wurde. Frank Roberts schrieb Kirkpatrick, dal das Foreign Office vollstindig seiner
Beurteilung der Situation zustimme.**

Kirkpatrick berichtete wiederum dem Foreign Office, dal der amerikanische Hochkom-
mussar allem Anschein nach mit ihm iibereinstimme, doch Conants Memoiren zeigen, dall
dies nicht der Fall war. Conant schrieb, dal die Gleichsetzung der Legalitdt aller Besat-
zungsmichte in Berlin formal korrekt war, aber dies nichts mit der Realitdt der Verhiltnisse
und der Uberzeugung der Menschen oder der amerikanischen Besatzungsmacht in Berlin zu
tun hatte. Conant sprach von ,,unterschwelligen Differenzen* zwischen den westlichen Be-
satzungsmachten in Berlin. Die drei Regierungen stimmten hinsichtlich der Beurteilung des
Aufstandes in der DDR keinesfalls iiberein.”> Im Hinblick auf die kaum verstindliche Hal-
tung des britischen Foreign Office war dies wenig iiberraschend. Weitere Differenzen zwi-
schen London und Washington, aber auch zwischen Conant und seiner eigenen Regierung,
ergaben sich auch daraus, daB einige Mitglieder der amerikanischen Regierung in Wa-
shington dafiir eintraten, die momentane Schwiche des Kremls auszunutzen, um der So-
wjetunion einen entscheidenden Schlag zu versetzen. Das Foreign Office war in dieser Hin-
sicht weitaus vorsichtiger.”® Eisenhowers Berater Walt Rostow und C.D. Jackson rieten
dem Présidenten, die Psychologische Kriegsfiilhrung gegeniiber Moskau zu intensivieren.
Sie waren iiberzeugt, daBl die Chancen, Deutschland ohne Krieg und entsprechend den
westlichen Vorstellungen zu vereinigen, sich erheblich verbessert hatten. Rostow glaubte
gar, daB es sinnvoll sei, die Bevolkerung der DDR dazu aufzufordern, mit einer ,richtigen
Revolte* zu beginnen. Gliicklicherweise hielt Eisenhower nicht allzuviel von der Qualitdt
dieser Ratschlige.”

Zwar stimmte das Foreign Office mit Churchill {iberein, dal die Sowjetunion das Recht
und méglicherweise sogar die Pflicht hatte, den Aufstand so schnell wie moglich zu been-
den, doch waren die Diplomaten iiberzeugt, dal Coleman und Ward korrekt gehandelt hat-
ten, was den Brief an Dibrowa anging. Da die fithrenden Beamten im britischen Auenmi-
nisterium strikt gegen eine Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion eingestellt waren, machten
sie sich hinsichtlich der méglichen Konsequenzen des Briefes auch weit weniger Sorgen als
Churchill. Die Diplomaten glaubten zudem, daB der Brief an Dibrowa nicht geschadet habe
und Ward keinesfalls seine Unterschrift hitte verweigern konnen. Andernfalls waren Ade-
nauers ohnehin nicht ganz grundlosen Verdachtigungen, daB8 Churchill einer Vereinbarung
mit Moskau alle anderen Themen unterordnete, nur bestitigt worden.”® Auch stimmte Frank
Roberts in einem Brief an Staatsminister Selwyn Lloyd ausdriicklich der Auffassung zu, da3
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angesichts der grofen Anzahl von Truppen und Panzern, die die Sowjets nach Ost-Berlin
verlegt hatten, der Kreml tatsichlich mit relativer Zuriickhaltung agiert hatte.*

Dennoch fligte insgesamt das gewaltsame sowjetische Eingreifen zur Beendigung des
Aufstandes vom 17. Juni der sowjetischen Friedenskampagne unwiderruflichen Schaden zu.
Roberts und seine Kollegen im Foreign Office erkannten dies mit unverhohlener Freude.
Churchills Gipfeldiplomatie erschien nun noch unrealistischer als zuvor. Ein Protestbrief
der westlichen Hochkommissare konnte das nur unterstreichen und damit der westlichen
Offentlichkeit die Situation klar vor Augen fiihren. Bereits am 17. Juni hatte Roberts ge-
schrieben: ,,Wir verfolgen diese interessanten und hoffnungsvollen, aber auch potentiell
gefdhrlichen Entwicklungen mit groBer Aufmerksamkeit. Falls die Russen schieBen miissen,
wird dies die ganze Wirkung ihrer kiirzlichen Gesten zunichte machen.*'® Zufrieden
schrieb Roberts am 25. Juni iiber die Konsequenzen des Aufstandes vom 17. Juni: ,,Die
kiirzlichen Entwicklungen haben wieder einmal klar und o6ffentlich unsere existierende
Politik gegeniiber Deutschland und der EVG bestitigt. Ich hoffe, sie haben auch die Aus-
sichten Dr. Adenauers verbessert, die Wahlen zu gewinnen.*'"’

Nach dem Aufstand

In der Tat half die gewaltsame sowjetische Reaktion auf den Aufstand in der DDR, Ade-
nauer die Bundestagswahlen im September 1953 zu gewinnen. Trotz der Kritik der opposi-
tionellen SPD an der allzu passiven Haltung des Kanzlers wihrend der Ereignisse in
Ost-Berlin, bestdtigte der Aufstand vom 17. Juni Adenauer in seiner Auffassung von der
Richtigkeit seiner Westpolitik.'” Am 1. Juli 1953 erklirte er im Deutschen Bundestag, daf}
es nur nach der vollen Integration in den Westen sinnvoll sei, in Verhandlungen mit der
Sowjetunion zu treten, um die ,,Losung der Frage der deutschen Wiedervereinigung™ zu
erreichen.'® Basierend auf dieser Strategie gelang es Adenauer, den Aufstand zu nutzen, um
einen groBen Wahlerfolg zu erreichen.

Nach den Ereignissen vom 17. Juni verstirkten die westlichen Alliierten ithre Unterstiit-
zung fiir Adenauers Wahlkampf. Weniger als eine Woche nach dem 17. Juni erhielten die
westlichen Hochkommissare in Bonn den personlichen Status von Botschaftern. Auch die
deutschen diplomatischen Vertreter bei den Westméchten erhielten diese Rangerhéhung.
Die damit erfolgte Entscheidung, der Adenauer-Regierung groBeren symbolischen Status
und Anerkennung zu geben, wurde Ende Juni verkiindet und trat am 6. Juli in Kraft. Dem

99 Zudem hatten die westlichen Hochkommissare bereits Anfang Mai 1952, als man nach der Unter-
zeichnung des EVG-Vertrages mit einer unerfreulichen Reaktion Moskaus rechnete, die Erlaubnis er-
halten, in Notsituationen auch ohne vorherige Konsultation mit ihren Aulenministerien zu agieren.
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britischen Foreign Office war klar, daB ,,der Sinn der Ubung [...] die Stirkung der Position
Dr. Adenauers hinsichtlich der kommenden Wahlen* war.'™ Nur wenige Tage nach dem
Aufstand in der DDR hatte Adenauer bereits die westlichen Regierungen gebeten, sich 6f-
fentlich erneut fiir seine Wiedervereinigungspolitik auszusprechen.'®® Eisenhower, Churchill
und der amtierende franzosische Premierminister Mayer reagierten sofort, indem sie ihm
entsprechende Briefe zusandten. Zudem erwihnte Staatsminister Selwyn Lloyd die Unter-
stiitzung der Ziele der Regierung Adenauer durch GroBbritannien am 24. Juni im Unter-
haus.'® In der gleichen Rede erklirte Lloyd jedoch ebenfalls, daB er glaube, ,,da8 die Rus-
sen bisher mit Zuriickhaltung® in Ost-Berlin agiert hiatten. Churchill hatte ihm diese Zeilen
diktiert und darauf bestanden, daB sie vorgelesen wurden.'” Damit war Lloyd die wenig
dankbare Aufgabe ilibertragen worden, seine Aussage gegen die heftigen Attacken von vie-
len Abgeordneten zu verteidigen.'® Die amerikanische Botschaft in London folgerte jedoch,
dafB} Churchills ,,wirklicher Grund [...] war, daf} er glaubte, diese nicht provozierende Aus-
sage sei das richtige in der derzeitigen Situation, um seine Gipfeldiplomatie zu retten*.'®”
Einige Wochen nach den Ereignissen in der DDR begann Adenauer die USA an die be-
reits im Mai ausgearbeiteten Pldne zu erinnern, der Sowjetunion ein gemeinsames Lebens-
mittelpaketsystem flir die DDR anzubieten. Der Kanzler wollte dieses Vorhaben nun so
schnell wie moglich realisieren. Immerhin sollten die Pakete nicht nur der hungernden
DDR-Bevélkerung zugute kommen, sondern ihm auch helfen, Anerkennung bei den west-
deutschen Wihlern zu erhalten. Wenige Wochen nach der erwarteten Ablehnung des Planes
durch Moskau begannen die USA in enger Zusammenarbeit mit Adenauer mit der Verwirk-
lichung des Vorhabens.''* Die USA richteten Lebensmittelpaketzentralen an der Grenze des
amerikanischen Sektors in West-Berlin ein. Dort konnte die Bevolkerung Ost-Berlins
kostenlose Pakete abholen. Die ost- und westdeutsche Bevolkerung war sehr beeindruckt
von dem groBziigigen amerikanischen Angebot, das nicht zuletzt aufgrund von Adenauers
Initiative zustande gekommen war. Den Briten wurde von den USA mitgeteilt, da es nicht
das State Department gewesen sei, das den Plan initiiert habe; der Gedanke dazu sei Wa-
shington und Bonn beinahe gleichzeitig gekommen.!"' Das Lebensmittelpaketprogramm
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hatte ,,humanitire wie auch propagandistische Ziele“,''? doch iiberwogen sicherlich die
letzteren. Die Bundestagswahlen im September motivierten Adenauer und die Eisenhower-
Regierung die Paketvergabe bis Anfang Oktober aufrechtzuerhalten. Bonn und Washington
schien es ratsam zu sein, sie bis kurz nach den Wahlen fortzusetzen.''* Nach seinem Wahl-
sieg war Adenauer natiirlich sehr dankbar fiir die Hilfe, die er von den Amerikanern erhal-
ten hatte. Einer seiner Berater teilte dem britischen stellvertretenden Hochkommissar Jack
Ward mit, ,,dal Dr. Adenauer davon ausgehe, dal3 die Lebensmittelpakete ein hervorragen-
des politisches Ergebnis erzielt hitten*.'"*

Der Kanzler war dagegen wenig beeindruckt von der Haltung der britischen Regierung.
Obwohl auch London Adenauers Wahlkampf unterstiitzte, hatte die britische Hochkommis-
sion wochenlang gegen den Lebensmittelplan protestiert, ohne daf3 dies aber von den Ame-
rikanern allzu ernst genommen worden war. Die Briten glaubten, daf} die ganze Aktion die
Sowjetunion nur unnétig provozieren wiirde und damit insgesamt recht gefihrlich sei.'"
London wie auch Paris hatten iiber den Fortschritt der Lebensmittelaktion kaum Informatio-
nen von den deutschen und amerikanischen Behorden erhalten. Zudem waren sie zu keiner
Zeit konsultiert worden. Dies erkldrt die recht zynische Reaktion des britischen Diplomaten
Hancock, dem Direktor des Central Department innerhalb des Foreign Office. Er war iiber-
zeugt, dal die Amerikaner darauf versessen seien, in Deutschland aktiv zu werden. ,,So
lange sie irgendwas tun kénnen, ist ihnen ziemlich egal was es ist.“''® Churchill stimmte mit
dieser Meinung iiberein. Immerhin war die Lebensmittelaktion ein weiteres Hindernis bei
der Verwirklichung seiner Gipfeldiplomatie mit der neuen sowjetischen Fiihrung - eine
Politik, die relativ gute Beziehungen zum Kreml voraussetzte. Er schrieb Lord Salisbury,
einem Kabinettsmitglied, dall er der Auffassung sei, Eisenhowers Aktion sei nur zu verste-
hen im Rahmen der amerikanischen Politik, den Kommunisten iiberall das Leben so schwer
wie moéglich zu machen.'"’

Am Ende war es jedoch nicht so sehr die Unterstiitzung der USA fiir Adenauers Wahl-
kampf, sondern die gewaltsame Beendigung des Aufstandes in der DDR durch sowjetische
Panzer, die Churchills Pline vereiteln sollten. Die sowjetische Reaktion auf die Ereignisse
in der DDR stellte sicher, dafl die Wihler in der Bundesrepublik jeden Glauben an den von
der SPD unterstiitzten Plan Churchills verloren, sich fiir die Etablierung eines neutralen und
vereinigten Deutschlands einzusetzen. Die Westdeutschen vertrauten in ihrer grolen Mehr-
heit ganz auf Adenauers und Dulles* Westpolitik. Danach sollten erst nach der erfolgreichen
Westintegration der Bundesrepublik Verhandlungen basierend auf einer Politik der Stirke
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stattfinden. Es wurde gehofft, die deutsche Wiedervereinigung wiirde dann schon irgendwie
auf lange Sicht zustande kommen.''®

Innerhalb des Foreign Office sprach Selwyn Lloyd bald hinsichtlich des Aufstandes vom
17. Juni von einem ,,groBen Triumph*. Immerhin war Churchills Gipfeldiplomatie entschei-
dend geschwicht worden und es bestand vorerst keine Gefahr, da8 die Teilung Deutsch-
lands durch eine Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion gefédhrdet werden wiirde. Lloyd war
insbesondere iiberzeugt, dafl die Deutschen, ,,ob Deutschland vereinigt sei oder nicht®, sich
als Mitglieder der westlichen Welt betrachteten und die Ostdeutschen keine loyalen Anhin-
ger der russischen Kommunisten werden wiirden. Er glaubte, daB, solange der Kalte Krieg
andauere, Deutschland am besten geteilt bleiben sollte.'"’

3. Schlu3folgerung

Das britische Foreign Office wie auch die Vereinigten Staaten und Kanzler Adenauer hatten
kein Interesse daran, die deutsche Wiedervereinigung vor der Westintegration der Bundes-
republik anzustreben. Churchills Plidne, eine Gipfelkonferenz mit der Sowjetunion einzube-
rufen, um die deutsche Wiedervereinigung auf neutraler Basis bei gleichzeitiger Opferung
der Westintegration zu verwirklichen, stieBen daher auf beinahe einhellige Ablehnung in
den westlichen Hauptstadten. Sowohl die Eisenhower-Administration in Washington als
auch das AufBlenministerium in London nutzten die gewaltsame sowjetische Niederschla-
gung des Aufstandes in der DDR aus, um die Westintegration der Bundesrepublik zu for-
dern. Die meisten westlichen Staatsménner kiimmerten sich dabei nicht sonderlich um das
Schicksal der Ostdeutschen. Thnen war viel mehr daran gelegen, Churchills Gipfeldiploma-
tie zu unterminieren, Adenauers Politik zu unterstiitzen und die Desintegration der westli-
chen Allianz zu verhindern, wozu die Pldne des britischen Premierministers womdglich
gefiihrt hitten. Mit der unbeabsichtigten Hilfe der Sowjetunion und dem Aufstand in der
DDR gelang es Washington und London, Churchills Politik unglaubwiirdig zu machen und
damit entscheidend zu unterminieren.

Im April 1955, als Churchill in den Ruhestand trat, hatte noch keine Gipfelkonferenz
stattgefunden. Zwar hatte Churchill versucht, seine Entspannungspolitik auch nach dem
Aufstand in der DDR fortzusetzen, doch war er damit kldglich gescheitert. Dulles und Ade-
nauer sowie insbesondere sein eigenes Aulenministerium hatten einen Erfolg seiner Politik
zu verhindern gewuf3t. Statt Churchills Politik zu unterstiitzen, den Kalten Krieg zu beenden
und womdglich die Teilung Deutschlands zu iiberwinden, waren Washington und London
nur daran interessiert, die Bundesrepublik vollstindig in die westliche Welt zu integrieren.
Mit der Ausnahme Churchills war westlichen Politikern 1953 nicht daran gelegen her-
auszufinden, ob die deutsche Wiedervereinigung nach Stalins Tod méglich gewesen wire.
Doch sollte dabei nicht libersehen werden, daB auch Churchill in erster Linie seine eigenen
Ziele anstrebte. Thm ging es nicht um das Wohlbefinden der Deutschen und deren national-
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staatliche Selbstverwirklichung, sondern ganz und gar um die Aufrechterhaltung der welt-
machtpolitischen Bedeutung Grofbritanniens. Das war das grole, wenn auch vergebliche
Ziel, das er mit seiner Entspannungspolitik und der Uberwindung des Kalten Krieges und
der deutschen Teilung angestrebt hatte.



	cover_523
	1953_sammel_inhalt
	1953_sammel_larres_großbritannien_17_juni

